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An der galiziſchen Front auf öſterreichiſchem Boden iſt
eine neue ruſſiſche Offenſive im Gange. Genau wie der
Zarismus führt. das revolutionäre Rußland Tauſende ſei-
ner grauen Soldaten auf die Schlachtbank, und auch das
Blut der deutſchen, öſterreichiſchen, ungariſchen und türki-
ſchen Soldaten fließt bei der Abwehr in Strömen. Der
ruſſiſche Kriegsminiſter Kerenſki ſchiebt in ſeinem Armee-
befehl zum Angriff die Verantwortung dafür auf Deutſch-
land, das keinen allgemeinen, ehrenvollen Frieden ſchließen
wolle, ſondern Rußland den Verrat an ſeinen Bundes-
genoſſen zumute.

Dieſe Darſtellung trifft daneben. Die deutſche Regie-
rung hat keinen Sonderfrieden mit Rußland gefordert, ſon-
dern ihre Bereitwilligkeit bekundet, die Waffenruhe an der
Oſtfront fortdauern zu laſſen, um dadurch Gelegenheit zu
allgemeinen Friedensverhandlungen zu geben. Die
deutſche Sozialdemokratie hat von der deutſchen Regierung
mit allem Nachdruck und mit vollem Rechte gefordert, daß
ſie ſich von vornherein bereit erkläre, dieſe Friedensver-
handlungen auf der Grundlage des Verzichts auf Erobe-
rungen und Entſchädigungen auch nach Weſten hin
zu führen. Dieſe Klarheit hat die deutſche Regierung
nicht geſchaffen; aber ſo ſehr wirr das bedauern und ver-
urteilen, ſo wenig kann Rüßland ſich darauf berufen, da
ſeine eignen Verbündeten eine ſolche Erklärung auch nicht
abgegeben haben.

Trotzdem erklärt ſich Rußland durch den Londoner
Vertrag gegen einen Sonderfrieden gebunden. Dieſer von
den Bevollmächtigten des Zaren unterſchriebene Vertrag
gibt England und Frankreich die Möglichkeit, noch auf un-
abſehbare Zeit hinaus zu erklären, daß ſie in Friedensver-
handlungen nicht eintreten wollen, wenn nicht Deutſchland,
Oeſterreich und die Türkei umfangreiche Gebiete abzutreten
und hohe Entſchädigungsſummen zu zahlen bereit ſind.
Und dem nach Frieden ſchreienden ruſſiſchen Volke bleibt
dann keine Möglichkeit offen, ſich mit den Völkern der
Mittelmächte zu verſöhnen, ſondern es muß in Ewigkeit

weiterkämpfen und angreifen.

Ja ſelbſt wenn Frankreich und Jtalien endlich ihre Erobe-
rungspläne aufgeben, genügte der auf den Londoner Ver-
trag geſtützte Einſpruch der engliſchen Regierung, um noch
immer den Frieden zu verhindern.

Der Fall Hoffmann- Grimm hat ja ſehr deut-
lich gezeigt, worum es ſich handelt. Die beiden Schweizer
hätten ſich keinesfalls dazu hergegeben, für eine ruſſiſch-
deutſche Verſtändigung zu wirken, wenn in Wirklichkeit
Deutſchland und Oeſterreich- Ungarn nur die Truppen im
Oſten frei bekommen wollten, um die Gegner im Weſten
und Süden zu beſiegen. Das Telegramm des frühern
Bundesrats Hoffmann hebt ausdrücklich hervor, daß von
amtlicher und halbamtlicher Seite in Deutſchland und
Oeſterreich- Ungarn ſchon wiederholt ausgeſprochen iſt, daß
die Mittelmächte den allgemeinen Frieden wollten.
Was heißt übrigens allgemeiner Friede? Wenn etwa Ja-
pan ſich weigerte, auf der vom ruſſiſchen Arbeiter- und Sol-
datenrat gegebenen Unterlage zu verhandeln oder Amerika
keinen Frieden ſchließen wollte, müßten deshalb die
Ruſſen den Krieg ins Unendliche fortſetzen?

Der Friedensförderungsverſuch des Bundesrats Hoff-
mann iſt zum Scheitern gebracht worden und ſoll in Zu-
kunft als Abſchreckung für die Neutralen dienen, ſich wieder
für den Frieden zu bemühen. Die Verantwortung dafür
trägt auch Branting. Es ſei im Gegenſatz zu einer
frühern Mitteilung an dieſer Stelle feſtgeſtellt, daß in Bran-
tings „Sozialdemokraten“ die Depeſche des Bundesrats
Hoffmann am 16. Juni veröffentlicht worden iſt, während
die „Times“ das Telegramm erſt am 18. Juni gebracht und
dabei ausdrücklich hervorgehoben hat, daß ſie es dem „So
zialdemokraten“ entnehme. Branting hat ſein Vorgehen
damit begründet, daß er den

Sonderfrieden verhindern
wolle, der ein Sieg des Jmperialismus und eine Gefahr
für die Demokratie wie für die internationale Vereinigung
der Arbeiter wäre. Aber Branting müßte wiſſen, daß auch
die deutſche Sozialdemokratie keineswegs einen Sonder-
frieden will, um etwa imperialiſtiſche Ziele zu verwirk-
lichen, ſondern daß ſie nur dem allgemeinen Frieden zu-
ſtrebt.

Jndem Branting einen ruſſiſch- deutſchen Sonderfrieden
verhindern will, meint er, die Jntereſſen des internationa-
len Proletariats zu verteidigen. Jn Wirklichkeit verteidigt
er nur den Londoner Vertrag vom September 1914. Die
Unterſchrift Greys, Paul Cambons und des Grafen
Benckendorff iſt ihm mehr wert als das Wort Scheidemanns

und Viktor Adlers. Dafür hat er die ſtolze Genugtuung

Die ruſſiſche Offenſive.
erlebt, daß kein geringerer als der engliſche Lord Cecil ihm
beſtätigt hat, daß er ein echter und überzeugter Entente
freund iſt.

Dieſe Ententefreundſchaft iſt zugleich Friedensfeind-
ſchaft. Feindſchaft nicht nur gegen einen beſondern, ſon
dern auch gegen einen allgemeinen Frieden, der nur zu er-
reichen iſt, wenn Rußland ſich nicht mehr für verpflichtet
hält, auf Grund des Londoner Vertrags den Krieg ſo lange
fortzuſetzen, wie England und Frankreich das ſür die
oberung Elſaß-Lothringens, Meſopotamiens und ganz
Afrikas fordern. Durch dieſe Feſſel gehindert, hat Ruh-
land keinen Schritt zum Frieden getan. Die

Schuld für das Blut,
das jetzt wieder an der Oſtfront fließt, kann es daher nicht
auf Deutſchland abſchieben.

Die Auslands-,„Prawda“, das Stockholmer Organ der
Leniniſten, erklärt die ruſſiſche Offenſive volitiſch folgender-
maßen: England und Frankreich denken nicht an
eine Verſtändigung mit Deutſchland; die proviſoriſche Re-
gierung will um keinen Preis den Sonderfrieden; infolge-
deſſen iſt ſie gezwungen, den Krieg ſo lange in die Länge
ziehen zu laſſen, wie England und Frankreich wünſchen.
„Die ruſſiſche Revolution ſchaltet ſich als Friedensfaktor
aus, inſoweit man von bewußtem Handeln, nicht von ſpon-
tanen Wirkungen der Revolution ſpricht,“ ſagt die
„Prawda“ wörtlich, aber die Ereigniſſe würden ſtärker ſein
als alle Abſichten. Zu welchen Schritten die Verzweif-
lung der Volksmaſſen Rußlands treiben wer-
den, daran wolle die proviſoriſche Regierung am liebſten
gar nicht denken; aber dieſe Ereigniſſe könnten den Ar-
beiterrat ſehr bald zwingen, gegen ſeinen Willen von
neuem zur revolutionären Gewalt zu greifen.

Nun hat nicht nur der Kriegsminiſter Kerenſki, ſondern
auch der Ausſchuß aller Arbeiter- und Soldatenräte Ruß-
lands die neue Offenſive verlangt und begrüßt. Jm
Namen der Freiheit und zur Sicherung der Revolution. Die
engliſchen Einflüſterungen haben nicht nur bei Kerenſki, ſon
dern auch beim Ausſchuß aller Sowjets offenes Ohr ge-
funden. Es wird ſich zu zeigen haben, ob die Prophezei-
ungen der „Prawda“ zutreffen oder nicht. Gegenſtrömun-
gen werden um ſo ſchneller einſetzen, je ergebnisloſer die
neue Offenſive bleibt.

„m“

Engliſcher Jmperialismus.
Kein Volk iſt geneigter, die beſonderen Jntereſſen

ſeines Gebiets für allgemeine Menſchheitsintereſſen
zu halten und daher ſein eignes Wollen und Streben für
allein maßgebend auf dem Erdenrund zu betrachten, als
das engliſche. Häufig werden deshalb die engliſchen Poli-
tiker des „Cant“ beſchuldigt: ein Wort: das ſich, da es eine
ſpezifiſch engliſche Art der Argumentation bezeichnet, durch
ein gleich beſtimmtes deutſches Wort nicht erſetzen läßt, das
aber ein ſcheinheiliges, von ſittlichen, humanitären Redens-
arten überfließendes, in Wirklichkeit aber durch egoiſtiſche
Intereſſen diktiertes Weſen und eine dementſprechende Mo-
tivierung des eignen Verhaltens bezeichnet.

Von den nichtengliſchen Völkern iſt dieſe Eigenart des
engliſchen Geiſtes von jeher ſchmerzlich empfunden worden.
Es laſſen ſich aus Schriften und politiſchen Reden vergan-
gener Jahrhunderte maſſenhaft Belegſtellen dafür beibrin-
gen, wie ſehr ſchon damals die ſcheinheilige Selbſt-
gerechtigkeit Englands verhaßt war. Vor allem in
Frankreich. Eine Tatſache, die ſich daraus erklärt, daß beide
Staaten lange Zeit um die Machtſtellung in Europa ge-
rungen haben. Beſonders häuften ſich die Anſchuldigungen
in den Tagen der großen Franzöſiſchen. Revolnution, als ſich
England aks Hort der eüropäiſchen Reaktion und antirevolu-
tionären Jntrige èrwies.

So wenig ſich aber dieſer widerliche Charalkterzug des
engliſchen Weſens leugnen läßt, ſo ungerecht iſt es, anzu-
nehmèn, daß der Engländer von vornherein darauf ns-

geht, den Nichtengländer durch ſcheinheilige Sophiſtik zu
düvieren. Gewiß gibt es in England, wie anderswo euch,
genügend Menſchen, die ihren Egoismus in beſtimmter
Zweckverfolgung durch ſchöne Redensarten und ehrbares
Getne zu verdecken ſuchen; doch meiſt iſt ſich der Engländer
dieſer Charaktereigenſchaft gar nicht bewußt. Sein „Cant“
ſt, wie ſo manche andre Raſſeeigentiimlichkeit, nichts andres
als ein

Niederſchlag der ſozialen Entwicklung

Englands, ſeiner frühzeitigen wirtſchaftlichen Entfaltung,
ſeiner ſteigenden Weltherrſchaft und ſeines politiſchen Ver-
ſaſſungslebens, die mehr und mehr in ihm ein mit An-
maßung gepaartes Gefühl der Ueberlegenheit und der
Selbſtgefälligkeit erzeugt haben.

Der Durchſchnittsengländer fühlt ſich ſtets als Mit-
glied einer auserwählten Nation, die durch beſondere Be
gabungen und Fähigkeiten wie auch durch beſondere ſittliche
Qualitäten ausgezeichnet iſt, und deshalb gewiſſermaßen
von der großen Vorſehung dazu beſtimmt wurde, die Welt
zu beherrſchen, ſich überall durchzuſetzen und die minder-
begabten Völker im engliſchen Sinne zu erziehen. Kurz,
England wird als eine Art Sachwalterin der Menſchheit
aufgeſaßt, als Hüterin der allgemeinen menſchlichen Fort-
ſchrittsintereſſen. Ein Entgegenſtenmen fremder Nationen
gegen die engliſchen Abſichten bedentet daher nichts andres,
als ein Eingreifen in die „göttliche Sendung“ Englands.

Nur unter dieſem Geſichtspunkt iſt es zu verſtehen,
wenn dasſelbe England, das im Laufe eines Jahrhunderts,
meiſt durch Anwendung brutaler Gewalt, die

halbe Welt erobert

und ein Rieſenkolonialreich zuſammengeſchmiedet hat, das
Deutſche Reich beſchuldigt, es ſei von einem imperialiſtiſchen
Ausdehnungstrieb erfaßt, der es dazu bewege überall, in
Afrika, in Oſtaſien, in Ozeanien, im Orient, ſeine Hände
begehrlich nach neuem Beſitz auszuſtrecken. Dieſe Beunruhi-
gung der Welt durch die deutſchen Expanſionsbeſtrebungen
dürfte jedoch in keinem Falle geduldet werden, und deshalb
müſſe im Jntereſſe des Weltfriedens das Deutſche Reich
niedergeworfen und gewiſſermaßen politiſch kaltgeſtellt wer
den. Sicherlich eine recht ſeltſame Argumentation von ſeiten
einer Nation, die im letzten halben Jahrhundert faſt in
jedem Jahre, bald hier, bald dort, einen Beſitzſtreit hervor-
gerufen und neue Gebiete annektiert hat, ſo daß
ihr Geſamtkolonialbeſitz ſchon vor dem jetzigen
Weltkrieg auf rund 30 Millionen Quadratkilometer mit
375 Millionen Bewohnernangewachſen war,
während das Deutſche Reich es, nur auf. 2,7 Millionen
Quadratkilometer mit 12 Millionen Einwohnern
gebracht hatte.

Wenn ernſthaft die Frage geſtellt wird, wer ſich bisher
als der



m
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größte „Annexioniſt“ bewieſen

und die modernimvperialiſtiſche Ervanſionsärg eröffnet hat,
dann kann die Antwort auf Grund der Geſchichtsakten nur
heißen: „England“! Oft wird angenommen, ein großer
Teil der jetzigen engliſchen Kolonialmacht ſei von England
ſchon im 18. Jahrhundert zuſammenerobert. Das iſt ein
Jrrtum. Was nach dem Amerikaniſchen Unabhängigkeits-
trieg England an Kolonialpolitik noch jibrigblieb, war nicht
viel: der öſtliche Küſtenſtrich Kanadas, Bengalen, kleine Be
ſitzungen an der Oſtküſte Vorderindiens, Gibraltar und

einige verſtreute Jnſeln. Und auch in den nächſten Jahr-
Zzehnten kam nur wenig neuer Kolonialbeſitz hinzu.

Erſt nach den napoleoniſchen Kriegen ent-
wickelte ſich England zum bedeutendſten Jndunu-
ſtrieland der Welt, das tatſächlich den ganzen Welt-
handel, ſoweit man damals von einem ſolchen ſprechen
konnte, in Händen hatte. Das einzige Land, das als indu-
ſtrieller Konkurrent auf dem Weltmarkt in Betracht
kam, war Frankreich. Deutſchlands Jnduſtrie ſteckte in
den dreißiger, vierziger Jahren des vorigen Jahrhunderts
noch völlig in den Anfängen, und in den Vereinigten Stoag-
ten von Amerika, deren raſche induſtrielle Entwicklung heute
Englands Wirtſchaftsmacht noch mehr bedroht als die
Deutſchlands, zeigten ſich kaum die allererſten Anſätze. Die
Jntereſſen der ſüdſtaatlichen Pflanzerariſtokratie beherrſch-
ten völlig das amerikaniſche Wirtſchaftsleben,

Noch weiter als das engliſche Handels- reichte das
Schiffahrtsmonovol. Soweit überhaupt ein Han-
del der europäiſchen Kontinentalſtgaten mit überſeeiſchen
Ländern ſtattfand, war er faſt ausnahmslos Anſchlußhandel
an den engliſchen Ueberſeehandel. Was dieſe Staaten nach

bezogen, das ging auf engliſchen Schifſen und über engliſche
Häfen nach ſeinen Beſtimmungsorten.

Unter ſolchen Umſtänden hatten Kolonien für Eng-
land nur geringen Wert. Der Ausfuhrhandel
und der Schiffsverkehr nach den fernen Ländern lag

ohnehin in engliſchen Händen.
Um überſeeiſche Abſatzmärkte zu gewinnen, dazu brauchte
England keine Kolonien, und als Anlagemärkte zur vorteil-
haften Unterbringung ſeiner ſich häufenden Kapitalien noch
weniger. Viele Freihändler der damaligen Zeit hätten
denn auch am liebſten geſehen, wenn England ſich einfach
von ſeinen Kolonien znrückgezogen hätte. Da der Handel
nach den Kolonialgebieten quch dann England erhalten ge-
blieben wäre, wenn es ſeinen Beſitz aufgegeben hätte, ſo er
ſchienen ihnen die Ausgaben für die Kolonialverwaltung,
die Kolonialtruppen, Schiffsſtationen niw. nur als eine
zweckloſe Belaſtung des Budgets, als unnütze Handelsſpeſen.
Schon 1823 erklärte David Hume im Parſament, die Kolo-
nien vermöchten das engliſche Mutterland nur zu ſchwächen,
deshalb ſei es am beſten, ſie ſich ſelbſt zu überlaſſen. Aehn-
lich äußerte ſich John Stuart Mill und Cobden. Und Ben-
jamin Disraeli meinte noch im Jahre 1852: „Die Kolonien
ſind nicht als Miühlſteine an unſerm Hals.“

Der engliſche Kolonialbeſitz hat ſich denn nuch in jenen
Jahrzehnten nur wenig vermehrt. Meiſt handelte es ſich
nicht um Erwerbung großer Landgebiete, ſondern um Ge-
winnung

neuer Häfen und Marineſtationen
zur Stütze des engliſchen Anßenhandels. Die wichtigſten
Er werbungen dieſer Art ſind: Neufüdwales, die Kaptolonie,
Ceyſon und einige indiſche Beſfitzungen. Das änderte
ſich aber je mehr die engliſche Induſtrie ſich ausdehnte, die

Aſien, Auſtralien, Afrika, Amerika ausführten oder von dort

Was der Krieg
Der Seekrieg.

Ein franzöſiſches NeBoot vernichtet. Wie der
deutſche Admiralſtabh meldet hat ein deutſches Unterfreboot im
Mittelmeer, Kommandant Ohberleutnant zur See v. Heimburg,
am 19. Juni an der Küſte von Tunis ein im Geleit eines Zerſtö-

rer? fahrendes großes franzöſiſches Unterſeeboot
durch Torpedoſchuß vernichtet. Oberlentnant zur See von
Heimburg hat damit ſein drittes feindliches Unterſeeboot verſenkt.

Der Angriff auf die Azoren. Wie wir geſtern be-
richteten, wurde Punta Deigada von einem deutſchen Unter-
ſerboot beſchoſſen. Nach engliſchen Blättermeldungen wurde ein
Mädchen getötet und mehrere andre verlent, Die Forts be-
ſchoſſen das U-Voot. Punta Delgada iſt eine Stadt auf der zu
den Azoren gehörenden Jnſel San Miguel. Die Azoren ſind
die portugieſiſche Jnſelgruppe, die 1700 Kilometer weſt-
ich der ſpaniſchen Halbinſel im Atlantiſchen
Ozean zerſtrent liegen.

Angriff deutſcher H-Boote auf amerika-
niſche Truppentransporte. Reuters Bureau meldet
aus Waſhington: Wie Marineminiſter Daniels bekannt-
gal, haben deutſche N-Boote die in Frankreich eingetroffenen
amerikaniſchen Truppentransvortſchiffe unterwegs zweimal an-
gegriffet. Der erſte U-Boot- Angriff fand am 22. Juni abends
10 Uhr 30 Minuten ſtatt. Eine große Anzahl N-Bopote
beteiligte ſich daran, die Finſternis mochte es jedoch unmöglich,
ihre Zahl feſtzuſtellen. Den Zerſtörern gelang es, die N-Bopte
auseinander zu treiben. Der zweite Angriff erfolgte wenige
Tage nachher. Unſfre Zerſtörer wendeten Grencan- Granaten an,
deren Ladungen derart geſtellt waren, daß ſie erſt auf einige Ent-
fernung unter Waſſer explodierten. Jn einem Fall erſchienen
nach dem Schuß auf das Periſkop Trümmer an der Oberfläche
des Meeres, ſo daß das U-Boot offenbar getroffen und in den
Grund gebohrt war.

Die Sache fängt gut an mit der amerikaniſchen Kriegs-
verichterſtattung. Gewöhnliche Truppentransporte müſſen ſich
daran genügen laſſen, von einem deutſchen Unterſeeboot ange
fallen zu werden. Ameriraniſche Truppendampfer dagegen
werden von ganzen U-VBost-Flottillen des Feindes in Empfang
genosmmen, und ſiehe da, ſie wiſſen natürlich ſo famos zu manö-
vrieren und zu fämpfen, daß ſie alle tückiſchen Anſchläge glatt ab
weiſen. Und nicht nur das, ein deutſches Unterſeebort haben ſie
mindeſtens zur Strecke gebracht, wenn es nicht ein halbes oder
ein ganzes Dutzend geweſen iſt. Vielleicht, daß ſich auf dieſe
Weiſe endlich die Kriegsbegeiſterung in der Neuen Welt künſtlich
herſtellen läßt, auf die man in Waſhington bisher vergeblich ge-
wartet hat. Daß der Marineminiſter in eigner Perſon
ſich zu dieſem Schwindel hergibt, wird drüben nicht auffallen.
Denn die Naiven werden an die Meldung glauben und die Kri-
tiſchen werden ſagen: 's gehört zum Geſchäft.

Das verhinderte Freigeleit. Das deutſche Juli-
geleit für ſchwediſche, ans England kommende Schiffe iſt nach den
jekzigen genanen Nachrichten ſicher von 7 Schiffen wahrgenommen
worden, die in Göteborg eintrafen. Sie machen 50 000 Tonnen
aus. Die Mehrzahl der ſchwediſchen, in engliſchen Häfen liegenden
Tonnage, zuſammen 350 000 Tonnen, wird jedoch fortgeſetzt von
den Engländern zurückgehalten, weil von der engliſchen Seite un
erfüllbare Bedingungen geſtellt werden. Die freizulaſſenden
Schiffe ſollen für drei Monate zwiſchen Ententehäfen verkehren,
die Reedereien ſollten ein Viertel des Schiffswertes als Sicher
heit für die Erfüllung der Bedingungen ſtellen. Dieſe Bedingun
gen ſind außerdem engliſcherſeits erſt am vergangenen Sonntag
mitgeteilt. England hat alſo durchaus Schweden der Vorteile
des Geleits zu berauben geſucht und leider mit Erfolg. Von
dem freien Geleit am 1. Juli wollten nach ihren Anmeldungen
zur Fahrt Gebrauch machen: 36 ſchwediſche Schiffe, 2 ſpaniſche
und 16 däniſche Schiffe, hingegen keine norwegiſchen, ein neuer
Veweis, wie ſehr Norwegen unter der engliſchen Fuchtel ſteht.

Verlorene Poſtſendungen. Nach Mitteilung der
engliſchen Poſtbehörden ſind infolge der Tätigkeit der Tauchboote
die geſamten von England in den Tagen vom 31. Mai bis 2. Juni
nach Schweden eingelieferten Briefpoſten verloren, ebenſodie zwiſchen dem 25. Mai und 1. Juni eingelieferten Paket-
ſendungen.

Durch Minen verichtet. Die engliſche Admiralität
teilt mit, daß ein alter engliſcher Torpedojäger in der
Nordſee durch Mine unterging. Von der Bemannung wurden
18 Menſchen gerettet. Aus Petersburg wird berichtet: Jm
Schwarzen Meer iſt ein ruſſiſches Torpedebost ältern

Konkurrenz der europäiſchen Staaten wuchs und das mächtig

Der Segen der A-Boote.
Jn Genf iſt dieſer Tage ein gewiſſer Vendon y Mendoza

aus einem ungewöhnlichen Anlaß verhaftet worden. Er war
t914 nach Frankreich gekommen, um im Auftrag der braſt-
liſchen Regierung eine Anleihe auf zehn Millionen
aufzunehmen. Die 10 Millionen wurden ihm ausbezahlt, aber
er vergaß dann die Rückkehr in ſeine Heimat.

Wie er der Polizei erklärte, hatte er ſich dazu aus Gründen
der Vorſicht veranlaßt gefühlt. Seit 1914 gibt es bekanntlich
Krieg in Europa, und nicht nur in Europa ſelbſt, ſondern auch
um Europa herum, das iſt alſo auch auf dem Atlantiſchen Ozean,
den er zu ſeiner Rückkehr hätte überqueren müſſen. 10 Millio-
nen franzöſiſchen Geldes der Gefahr ausſetzen, von den Deutſchen
verſenkt zu werden nein, das hätte er nicht übers Herz brin-
gen können. Sie wären dann für alle verloren geweſen, wäh-
rend ſie ſo doch wenigſtens einem zuſtatten kamen!

Jn Südamerika wird dieſe Logik nicht großes Erſtaunen
wecken. Denn ſchon vor dem Kriege war ein General als Be-
vollmächtigter einer ſüd amerikaniſchen Republik nach Frankreich
gekommen, um große Kanoneneinkäufe zu machen. Aber anſtatt
der Geſchütze kaufte er für das mitgebrachte Geld eine größere
Anzahl Rennpferde, die er luſtig auf allen Preisrennen laufen
ließ. Als man ihn endlich in Nizza verhaftete, erklärte er, keine
Kanonen nach ſeinem Geſchmack gefunden zu haben. Gr hätte
deshalb mit dem ihm verliehenen Pfunde wuchern wollen wie der
gute Haushälter in der Bibel.

Das merkwürdigſte an dieſen Geſchichten aber iſt, daß in
beiden Fällen die in Frage kommenden Regierungen ſich erſt
nach drei Jahren zu wundern begannen, daß ihre Bevollmäch-
tigten gar nicht wieder zurückkehrten.

2 2
ElſaßLothringen

Der franzöſiſche Miniſterpräſident, der alte Ribot,
hat die Amerikaner in einer Bankettrede begrüßt und dabei
über das franzöſiſche Kriegsziel geſagt:

Was die Frage von ElſaßLothringen anbelangt, die uns
ſo ſehr am Herzen liegt, ſo haben die Vereinigten Staaten
eingeſehen, daß uns kein Sophismus daran hindern kann,
das Gut zurückzuverlangen, das uns durch mißbräuchliche Ge
walt entriſſen wurde; daß wir keine Abſtimmung brau
chen, um uns ein Rechtsurteil auf dieſe Forderungen zu ver-
ſchaffen. Der Proteſt der Vertreter dieſer Provinzen gilt heute
mit gleicher Kraft wie vor 45 Jahren. Das Urteil iſt bereits
gefällt. Als die Vereinigten Staaten in den Krieg eintraten,
beſtimmten ſie durch den Mund Wilſons die Bedingungen des
künftigen Friedens, ſo daß die völlige Uebereinſtimmung zwi-
ſchen ihnen und Frankreich ſofort hergeſtellt war. Nach der
Rückgabe Elſaß-Lothringens an Frankreich und der Wieder-
herſtellung Belgiens, Serbiens, Polens, Rumäniens und
der beſetzten Provinzen Frankreichs muß der Prozeß gegen
den preußiſchen Militarismus geführt werden, der
eine ſtändige Bedrohung des Beſtehens der friedlichen Nationen
iſt. Lloyd George hat wiederholt, was Wilſon und ich ſelbſt von
der Kammertribüne herab geſagt bhaben, daß der Friede un-
endlich viel leichter zu ſchließen wäre, wenn wir Ver-
treter einer auf modernen Rechtsgrundſätzen beruhenden De-
mokratie uns gegenüber hätten. Das müſſen wir recht
laut ausſprechen, bis wir auch von unſern Feinden gehört
werden.

Die Feinde haben das ſchon von Lloyd George und
Wilſon vernommen. Das Selbſtbeſtimmungsrecht gilt nach
Auffaſſung der Entente für Völker wie die Serben und
Montenegriner, die Neger und Kaffern, aber nicht für die

Typs auf eine Mine gelaufen. Deutſchen. Dieſe Hammelherde muß von außen befreit, ge-

anwachſende engliſche Kapital ſich nack neuen Anlageſphären
umſah, die höheren Profit abwarfen, als die Anlage auf
dem heimiſchen Jndnuſtrie- und Handelsmarkt bot. Die eng
liſchen Volkswirtſchaftler, die früher für Abſchaffung der
Kolonien plädiert hatten, bewieſen nun die Not wendig
keit

nener Kolonialerwerbungen

und proklamierten das Recht der höhern Raſſe zur Aus-
beutung der nie dern. Es wurde nacſ und nach das ganze
jetzige britiſche Nordamerik annesrtiert, ferner
der größte Teil Vorderindiens und der Weſtküſte
Hinterindiens Nordborneo, Hongkong, Aden und
Sokotra, ferner Tasmanien, Neuholland und Neuſeeland,
die Fidſchi-Jnſeln, die ſüdöſtlichen Küſtenſtriche von Neu
guineg, verſchiedene Beſitzungen an der weſtafrikaniſchen
Goldküſte uſw. 1880 umfaßte der britiſche Kolonialbeſit
bereits 1914 Millionen Quadratkilometer mit 212 Millionen
Bewohnern. Doch das genügte der Begehrlichkeit Englands
nicht. Jmmer nene Gebiete wurden hinzugefügt,
ſo daß das Rieſenkolonialreich England 1908 ſchon mehr als
29 Millionen Quadratkilometer mit 349 Millionen Ein-
wohnern unmſchloß.

Und dasſelbe England, das ſeit Mitte des vorigen
Jahrhunderts in dieſer Weiſe ſeinen Koloniaglbeſitz faſt von
Jahr zu Jahr mit allen möglichen Mitteln, Eroberung wie
Betrug und Kauf, ausgedehnt hat und heute faſt ein Vioerte!
der ganzen Landoberfläche der Erdkugel beſitzt, beſchuldigt
Deutſchland eines gefährlichen imperiagliſtiſchen Aus
dehnungsdranges, der im Jntereſſe des Weltfriedens
notwendig gebrochen werden müſſe. Echt engliſcher „Cant“!
Und das Ueberraſchende: die ganze Welt der Entente und
ihrer Nachläufer fällt willig darauf hinein.

Heinrich Cunow.

bringt.
leitet, beglückt und demokratiſiert werden.
ſie zu nichts.

Die Deutſchen haben die Botſchaft gehört und verſtan-
den. Sie antworten darauf, daß ſie ſich ſel byt befreien
und demokratiſieren.

Sie erfahren weiter aus den Reden der weſtlichen
Machthaber, daß der Krieg nicht früher beendigt werden ſoll,
bis ElſaßLothringen erobert worden iſt. Vielleicht ver-
nehmen auch noch die Ruſſen, für welches Ziel ſie ihr Blut ver-
gießen ſollen. Dann wird es mit der „gewaltigen Offen
ſive hapern, auf die Ribot ſeine Hoffnungen ſetzt.

Sonſt komint

c 2
2

Die Wirtſchaftskarte.
Schwerſte Entbehrungen in der Nahrung hat das zu

Ende gehende Wirtſchaftsjahr dem deutſchen Volke gebracht.
Der Kohlrübenwinter iſt allen in ſchaudernder Erinnerung.
Aber auch nach dem Aufhören des Froſtes blieb die Verſor-
gung ungenügend und nunregelmäßig; die Großſtädte ſind
wieder ſeit Wochen kartoffelknapp oder kartoffelleer, und die
herabgeſetzte Brotration macht dieſen Ausfall doppelt emp-
findlich. Neben natürlichen Urſachen, der ungewöhnlich aus
gedehnten und ſcharfen Winterkälte und der ſchlechten Kor-
toffelernte, haben die Fehler und Mängel der Bewirtſchof
tung zu dieſem unerfreulichen Zuſtand beigetragen. Die
Notwendigkeit beſſerer Kriegswirtſchaft ergibt ſich daraus
ohne weiteres.

Jn der ſengenden Hitze der letzten Woche iſt die erſte
Gerſte ſchon reif geworden, und in der nächſten Woche dir
fen wohl Frühkartoffeln, nicht als Leckerbiſſen zu Phantaſie
preiſen, ſondern als Nahrungsmittel erwartet werden. Der
Aushungerungsplan der Feinde, das deutſche Volk zu zwin
gen, in Hungersnot bedingungslos die Waffen zu ſtrecken,
oder es durch die dauernde Not moraliſch ſo zu zermürben,
daß es Frieden um jeden Preis ſchlöſſe, iſt an der geradezu
unglaublichen Standhaftigkeit der Volksmaſſen auch im
dritten Kriogsjahr geſcheitert.

Leider beſteht keine Sicherheit dafür, daß die Gegner
im Herbſte nach der neuen Ernte in die dargebotene Hand
zum Ausgleichsfrieden einſchlagen werden. Und ſelbſt wenn
es der Fall wäre, verdiente angeſichts der Weltknappheit
die Bewirtſchaftung der neuen deutſchen Ernte die höchſte
Aufmerkſamkeit. Deshalb müſſen die neuen Vorſchriften für
die Getreidewirtſchaft 1917, die hier ſchon beſprochen ſind,
noch einmal ernſthaft beachtet werden.

Die neue Reichsgetreideordnung beſchlagnahmt zmn
erſtenmal nicht nur Brotgetreide, ſondern auch Gerſte, Hül
ſenfrüchte, Buchweizen und Hirſe reſtlos und unterſtellt ihre
Verwendung vollſtändig der Reichsgetreideſtelle. Die
Selbſt wirtſchaft der Kommunalverbände
für Brotgetreide wird einerſeits eingeſchränkt auf diejenigen
Gemeinden, die mindeſtens für 9 Monate genügend eigne
Vorräte ernten, aber anderſeits werden die Befugniſſe der
Kommunalverbände zur Erfaſſung aller in ihrem Be
reich vorhandenen Vorrät erweitert. Daß die Liefe
rungspflichten erfüllt werden, dafür haften in Zukunft
bei Strafe der Herabſetzung der eignen Brotration die Kom
munalverbände der Reichsgetreideſtelle, die Gemeinden den
Kommunalverbänden und die einzelnen Landwirte ihren
Gemeinden. Die Uebernahme der Ernte erfolgt durch
Kommiſſionäre, die nach der Menge des von ihnen
zuſammengebrachten Getreides bezahlt werden müſſen. Auf
dieſem Gebiet dürfte der Getreidehandel nehr als bisher
zur Mitwirkung herangezogen werden. Zur Bekämpfung
des Schleichhandels wird den Kommunalverbänden
die Pflicht uferlegt, Vorräte, die geſetzwidrig hergeſtellt
oder in den Verkehr gebracht ſind, ohne Entſchädigung für
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die Reichsgetreideſtelle wegzunehmen. Endlich wird den
Brauereien und Nährmittelfabriken der Auftkauf von Hafer
und Gerſte auf Grund von Bezugsſcheinen unterſagt; die
Zuweiſung an ſie erfolgt künftig ausſchließlich durch dieKeichsgetreideſtelle.

Ebenſo bedeutungsvoll wie dieſe Wirtſchaftsvorſchriften
iſt die neue Kontrollmaßnahme der Wirtſchaftskarte.
Für jeden land wirtſchaftlichen Betrieb hat der
Kommunalverband in Zukunft eine Wirtſchaftskarte auszu

ſtellen, in die eingetragen werden muß 1. die Bodenfläche,
2. das vorhandene Vieh (Viehliſte), 3. die mit Frucht ve
baute Fläche, 4. das Ergebnis der Ernte-Vorſchätzung und
ErnteNachprüfung, 5. das zurückbehaltene Saatgut, 6. has
zurückbehaltene Futtergetreide, 7. die Zahl der zum Haus
halt gehörigen Perſonen, 8. der für dieſe Selbſtverſorger
zurückbehaltene Bedarfsanteil, 9. die übrigbleibende ab
lieferungspflichtige Menge, 10. der Betrag der erfolgten
Ablieferung, 11. die für die Ernährung und Verfütterung
ſelbſtverbrauchten Mengen (Verbrauchs- und Verfütterungs-
kontrolle), 12. Ankäufe und Verkäufe von Saatgut. Durch
dieſe Kontrollkarte werden Schiebungen, wird das Verheim-
lichen und Verſchwinden von Vorräten erſchwert.

So zeigen die Bewirtſchaftungsvorſchriften für 1917
endlich eine Beſſerung. Bringt mon die nötige Energie da-
für auf, die Verwaltungsbehörden namentlich in Preußen
zu entſprechend kraftvoller Durchführung der gegebenen
Zewirtſchaftungsregeln anzuhalten, dann kann ein erheb-
licher Teil der Klagen über allzu reichliche Eindeckung der
Selbſtverſorger und jammervolle Vernachläſſigung der
Städter aus der Welt geſchafft werden.

Hoffentlich enttänſcht die Praxis der Durchführung
nicht wieder die Erwartungen, die der ausgearbeitete Plan
erwecken muß.

4

Die deutſchen Gauner.
Jn der Pariſer „Victoire“, dem Blatte Hervés, wird fol-

gende hübſche Geſchichte erzählt:

Ein Jrländer iſt in deutſche Gefangenſchaft
geraten. Dort muß er ſehen, wie alle ſeine Leidensgefährten
Poſt aus der Heimat erhalten, während er keinen Menſchen hat,
der an ihn denkt. Nachdem er ſich lange vergeblich ſein Hirn zer-
martert hat, mit wem in der Heimat er wohl in Briefwechſel
treten könnte, beſorgt er ſich endlich eines Tages eine neue Feder
und ſchreibt in ſeiner beften Handſchrift an den Herrgott von
Old England, ihm doch ſo bald als möglich 10 Pfund Sterling
;zukommen zu laſſen.

Die Boches mit ihrem altbekannten Takte laſſen den Brief
durch. Es iſt ihnen ein Heidenſpaß, dieſe Engländer zu ver-
ulken Gott ſtrafe England. So kommt der Brief auf das
Londoner Kriegsminiſterium, wo er Lloyd George vorgelegt wird.
Der läßt dem frommen Jrländer im Namen des guten alten
Gottes Englands drei engliſche Pfund, gleich 60 Mark, über-
ſenden.

Der Jrländer aber, dem die drei Pfund ausgezahlt werden,
iſt nicht davon zu überzeugen, daß der liebe Gott ihm nur lum-
vige drei Pfund ſchickt, wenn er ihn um zehn erſucht. Er ſchreibt
deshalb einen ebenfalls an die richtige Adreſſe nelangten Brief
in den Herrgott in England, indem er ſich ſehr für die Erfüllung
ſeiner Bitte bedankt, aber zum Schluſſe hinzufügt: „Bloß, lieber
Gott, wenn Du mir wieder mal Geld ſchickſt, dann ſieh doch zu,
ob das nicht auf anderm Wege möglich iſt als durch dieſe Gauner
hbier, die mir ſieben Pfund ab gezogen haben.“

2

Ein Kriegsbegeiſterter.
Der Signor Falabella, erzählt der ſozialdemokratiſche

„Abanti“, war ein begeiſterter Jnterventiſt. Jn jenen denkwürdi-
gen Maitagen, da Jtalien auf die Seite des Verbandes trat, war
er einer von denen, die am eifrigſten für den Krieg Stimmung
machten.

Dieſer Tage nun ſtand er vor dem Kriegsgericht in
Neapel. Kaum zu den Waffen gerufen, hatte er ſich nämlich
krank gemeldet. Wie aus der Anklage hervorging, konnten die
Geſchwüre, die ihn vom Militärdienſt befreien ſollten, nur durch
Einſpritzung mit Benzin entſtanden ſein. Der Kriegshetzer
wandte ſeine ganze ſüdliche Beredſamkeit auf, um ſich von dem
Verdacht zu reinigen. Aber obgleich ihn darin ein ganzer Stab
don Advokaten, darunter die Deputierten Saraceni und Serra,
unterſtützten, hielt ihn das Kriegsgericht doch der Schuld für
überführt und verurteilte ihn wegen Simulierens und Selbſt-
beſchädigung.chadigung 4 v

Notizen.
Weitere Arbeit der U-Boote. Durch unſre

i. Bote ſind im Atlantiſchen Ozean und in der
Nordſee weitere 18 Dampfer, 6 Seglerx, 3 Fiſcherfahr-
zeuge mit 53 600 Bruttoregiſtertonnen ver-
nichtet worden.

Unter den verſenkten Schiffen befanden ſich: die eng
liſchen bewaffneten Dampfer „Jsle of Jura“ (3809 Ton-
nen) mit 2000 Tonnen Munition und 3197 Tonnen
Koks von Middlesborough nach Savona, „Huntſtrick (8151
Tonnen) mit 10 000 Stückgut von Plymouth nach Gibraltar,
„Serapis“ (1932 Tonnen) mit Kohlen von Glasgow nach
Marſeille, Kapitän und Steuermann gefangengenommen,
der engliſche Dreimaſtſchoner „Violet“, der italieni
ſche bewaffnete Dampfer „Valdiera“ (4637 Tonnen) mit
6000 Tonnen Munition von Neuorleans nach Genug,
der portugieſiſche Dampfer „Eſpinho“ mit Gerſte,
Mais und ſehr vielen Schweinen von Caſablanca nach
Liſſabon, die ruſſiſchen Schooner „Nera“ mit 712 Tonnen

Tonerde von Foewy nach Kadiz, „Gaita“ mit 600 Tonnen
Salz nach Jsland; ferner zwei Dampfer mit England-Kurs,
die durch Torpedodoppelſchuß aus einem Geleitzug heraus-

geſchoſſen wurden, ein mittelgroßer ſchwer beladener
Dampfer, aus Zerſtörerſicherung herausgeſchoſſen, und ein
bewaffneter großer Dampfer mit Kohlen von Amerika
nach Oſten. Ein neutraler Dampfer, der in Charter der
franzöſiſchen Regierung fuhr, hatte Gewehre und Mu-
nitivn von Marſeille nach Dakar an Bord. Die Ladungen
der übrigen verſenkten Schiffe beſtanden, ſoweit ſie haben
feſtgeſtellt werden können, in der Hauptſache aus Kohlen,
Stückgut und Wolle.

Auf Grund der bisher vorliegenden Meldungen unſrer
U-Bovte iſt ſchon jetzt zu überſehen, daß die NBoots- Erfolge

des Monats Juni die des Monats Mai erheblich
überſteigen werden.

Ueber den Luftaugriff auf Harwich, der imgeſtrigen Heeresbericht gemeldet wurde, liegen heute folgende amt-
lichen engliſchen Nachrichten vor: Um 7 Uhr morgns erſchien ein
feindliches Flugzeug über der Küſte von Eſſex. 12 bis 14
Flugzeuge griffen Harwich an. Die Abwehrgeſchütze zerſtreuten,
obwohl das Wetter unſichtig war, das feindliche Geſchwader Unſre
Flugzeuge verwickelten den Angreifer in einen Kampf. Der Feind
wandte ſich, ohne einen Verſuch, in das Jnnere des Landes vor
zudringen, wieder ſeewärts. Der Angriff dauerte einige Minu-
ten. Nach amtlicher Meldung beläuft ſich die Zahl der Opfer
des heutigen Luftangriffs auf 11 Tote und 36 Verwundete,

Gegen die Mietpreistreibereien. Eine im Reichstag ein-
gebrachte kleine Anfrage der ſozialdemokratiſchen Abgeordneten Göhre,
Hüttmann, Jäckel und Silberſchmidt wendet ſich gegen
die von Hausbeſitzerorganiſationen ſowie einzelnen Hausbeſitzern in
GroßBerlin und andern Städten des Reiches ſeit einiger Zeit plan
mäßig vorgenommenen Mietkündigungen und Mietſteigerungen um
10 bis 33 Prozent. „Betroffen davon werden“, heißt es in der An-
frage, „ſowohl zahlungsfähigere wie zahlungsunfähige Mieter, Familien

von Kriegsteilnehmern wie Nichtkriegsteilnehmern, Bewohner von
Häuſern mit und ohne Zentralheizung. Welche unverzüglichen
Schritte gedenkt der Herr Reichskanzler gegen dieſe neue ſchwere Be-

laſtung und Beunruhigung der Arbeiterſchaft und des kleinen Mittel
ſtandes zu tun

Vehördliche Beaufſichtigung der Mietpreiſe. Aus Thorn
wird uns gemeldet: Die Thorner Kommandantur bat mehrere
Hausbeſitzer, die einen exhöhten Mietzins verlangten, ohne die
Genehmigung zur Erhöhung eingeholt zu haben, der Staatsan-
waltſchaft zur Strafverfolgung angezeigt.

Geſuch für Roſa Luxemburg. Das holländiſch-ſkandinaviſche
Komitee in Stockholm richtete an die deutſche Regierung das Er
ſuchen. Roſa Luxemburg freizulaſſen, damit ſie an der Stockholmer
Konferenz teilnehmen könne. Roſa Luxemburg befindet ſich in Zwangs
aufenthalt in Wronke.

J

Die Beſprechungen in Stockholm. An der Konferenz, die
am Mittwoch in Stockholm mit den ruſſiſchen Delegierten abgehalten
wurde, waren zugegen die Rufſen Roſanow, Goldenberg, Smirnow,
Tatjang und Rubinſtein, die Schweden Branting, Guſtav Möller,
Söderborg und Engberg, der Holländer Volſagen, die Dänen Ning Bang
und Borgbjerg. Roſanow klärte zunächſt das Grundziel der ruſſiſchen
Jnitiative auf Einberufung einer allgemeinen Konferenz auf. Der
Arbeiter- und Soldaten-Rat repräſentiere nicht allein alle ſozig-
liſtiſchen Gruppen, ſondern auch die wirkliche Volks
macht Rußlands, ihr Friedensprogramm ſei auch das der
Regierung. Der Friede fei an dem Tage möglich, an welchem die
Sozialiſten aller Länder ihre Regierungen zwingen, jedes imperialiſtiſche
Kriegsziel aufzugeben. Die ruſſiſchen Delegierten hatten ferner am
Dienstag eine Beſprechung mit der Zimmerwald- Kommiſſion. Am
Mittwoch nachmittag fand eine Beſprechung mit der deutſchen Minderheit,
dann eine ſolche mit der deutſchen Mehrheit ſowie mit dem öſterreichiſchen

Genoſſen Adler und dem ungariſchen Genoſſen Weltner ſtatt. Die
Beſprechung, die Adler, Müller und Weltner mit den ruſſiſchen Delegierten
hatten. hat den Eindruck hinterlaſſen, daß die Ausſichten auf das
Zuſtandekommen der allgemeinen Konferenz günſtiger erſcheinen als
bisher, wenn auch der Zeitpunkt für die Konferenz durch die
bekannten Umſtände hinausgeſchoben wurde.

Rücktritt des italieniſchen Marineminiſters. Der italieniſche
Marineminiſter Triangi iſt zurückgetreten. Der Grund ſeines Rücktritts
iſt die in der Geheimſitzung der Kammer von ihm gemachte und in
der öffentlichen Sitzung von Turati wiederholte Bemerkung, daß die
militäriſche Hilfe Amerikas praktiſch wertlos ſei.

S

Unter deutſchem Freigeleit. „National Tidende“ meldet
aus Malmö: Von den Dampfern, die ſich des deutſchen Frei-
geleits am 1. Juli bedienten, ſind ſieben in Göteborg, zwei in Helſing-
vorg angekommen. Die Ladungen beſtehen aus dringend notwendigen

Waren und Kohlen.
2

Luftangriffe.
Amtlich wird darüber mitgeteilt: Die deutſchen

Flugzenggeſchwader unternahmen in den letzten Nächten
zahlreiche Flüge. Jn der Nacht zum 3. Juli griff ein
Geſchwader engliſche Munitionslager bei Aires
3600 Kilogramm Vomben an. Der Erfolg war durch-
ſchlagend. Obwohl das angegriffene Ziel 30 Kilometer vor
unſrer Front liegt, konnten unſre Truppen in ihren
Stellungen 4 große aufeinanderfolgende Exploſionen und
einen bis zum Morgen anhaltenden Brand beobachten.

Am Nachmittag des 4. Juli warfen andre Geſchwader
2500 Kilogramm Bomben auf die Vahnhöfe von Chauny
und Tergnier ſowie auf franzöſiche r
im Aisnetal, weitere 800 Kilogramm Vomben auf feindliche

Waldiager bei Craoune. ßJn der Nacht zum 4. Jnli griff ein Vombengeſchwader
die Jnduſtriean lagen von Pompey im Nanehbecken
an. Es warf insggeſamt 6500 Kilogramm Sprengmunition
auf das Ziel. Jn der Zeit von bis 3 Uhr ts folgte
ein Angriff dem andern. Dabei gingen die Flu e zum
Angriff bis anf wenige hundert Meter hernnter. Zahlreiche

Treffer im Ziel wurden einwandfrei beobachtet und mehrere
Exploſionen mit grüner Feuererſcheinnng feſtgeſtellt.

Obwohl die angreifenden Flugzeuge in dem Lichte der.
zahlreichen Scheinwerfer hell erlenchtet waren und von den
Abwehrbatterien heftig beſchoſſen worden find, kehrten ſänit-
liche Flugzeuge in ihren Heimathafen zurück. Anch die zur
Abwehr eingeſetzten feindlichen Flugzeuge tonnten die Durch-
führung des Angriffs nicht verhindern.

Der Angriff hat den für die franzöſiſche Kriegsrüſtung
überans wichtigen Eiſen und Hüttenanlagen bedentenden
Schaden zugefügt. Der Schlag trifft die feindliche Kriege
wirtſchaft um ſo härter, als die Betriebe im Nancyer Jn-
duſtriebecken ſchon mehrfach durch die deutſchen Fliegerangriffe
auf Tage hinaus ſtillgelegt wurden.

Ein andrer Angriff galt einem der Hauptſtützpunkte
und Schlupfwinkel der engliſchen „großenFlotte“. Am 4. Juli vormittags 8 Uhr erſchienen deutſche
Flugzeuggeſchwader über Harwich und belegten
Feſtung und Kriegshafen ausgiebig mit Brand- und Spreng
homben. Die Großflugzeuge erzielten in Arſenalen, Baracken
lagern, Docks und Werften, auf einem Flugplatz und mehre-
ren Kriegsſchiffen zahlreiche Volltreffer. Klare
Sicht geſtattete deutliche Beobachtung der Einſchläge. Jn den
Docks entſtand ein großer Brand, der während des Rückflugs
über See noch lange zu erkennen war. Der dem Gegner zuge-
fügte militäriſche Schaden iſt bedeutend.

Der Nachrichtendienſt des Feindes hatte diesmal beſſer ge
arbeitet. Schon vor der Themſe-Mündung empfing das Flug-
zeuggeſchwader ſtarkes Abwehrfeuer der vor der Ofſtküſte
liegenden britiſchen Seeſtreitkräfte. Der Gegner folgte mit dem
Feuer während des ganzen weitern Fluges. Beſonders ſtarke
Gegenwirkung ſetzte über Harwich ein. Ueber der Feſtung kam
es mit den zur Abwehr geſtarteten feindlichen Fliegern zu zahl-
reichen Luftkämpfen. Sie verliefen ergebnislos für den
Gegner.

Der Rückmarſch führte in gerader Strecke 150 Kilometer
über See. Jn Gegend Zeebrügge erwarteten neue feindliche
Kampfflieger von der Station Dünkirchen das Bombengeſgjwa.
der. Aber auch die mit ihnen ſich entſpinnenden Ein zel
kämpfe brachten dem Gegner keinen Erfolg. Die deutſchen
Flugzenge ſind voll zählig in den Heimathäfen gelandet.

Unruhe im Oſten.
W. T. B. Großes Hanptquartier, 6. Juli 1917.

(Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Bei Dunſt und Regen herrſchte tagsüber nur die ge-

wöhnliche Stellungskampftätigkeit. Abends lebte bei beſſerer
Sicht das Feuer vielfach auf. Nachts ſpielten ſich mehrere Er-
kundungsgefechte ab. Hart nördlich der Aisne holten Stoß-
trupps eines württembergiſchen Regiments nach erbittertem Nah-
kampf eine größere Zahl von Franzoſen aus ihren Gräben.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Front des Generalfeldmarſchalls Prinz Leopold von Bavern.

Zwiſchen Zhorow und Brzezany nahm geſtern der
Artilleriekampf große Stärke an, ließ nachts nach und
hat ſich ſeit Tagesgrauen wieder geſteigert.

Anch bei Zwyzyn, Brody und Smorgon war die
Feuertätigkeit zeitweilig ſehr lebhaft.

Front des Generaloberſten Erzherzog Joſeph.
Erkannte Bereitſtellungen rumäniſcher Jnfanterie zum

Angriff gegen einige von uns gehaltene Höhen ſüdlich des
Caſinutals wurden durch Vernichtungsfeuer zerſtreut.

Heeresgruppe des Generalfeldmarſchalls von Mackenſen.
An der untern Donau war der Feind unruhiger

als in letzter Zeit.

Mazedoniſche Front
Keine größern Kampfhandlungen.,

Der Erſte Generalquartiermeiſter
Ludendorff.

RNuſſiſche Berichte.
Vom 3. Juli: Weſtfront: Jn der Richtung auf Zloczow

geht unſre Offenſive wirkſam weiter. Am 2. Juli gegen 3 Uber
nachmittags bemächtigte ſich das Regiment Zaraiſk nach einem
erbitterten Kampfe des Dorfes Preſſorce und die tabfern Trup-
pen der 4. finniſchen Diviſion ſowie die tſchechiſch-
ſlowakiſche Brigade der mächtig befeſtigten feindlichen
Stellungen auf den Hügeln weſtlich und ſüdweſtlich des Dorfes
Schorow und des befeſtigten Dorfes Korchilow, nachdem ſie drei
Linien feindlicher Gräben durchſtoßen hatten. Der Gegner zog
ſich jenſeits der Mala Strypa zurück. Die finniſche Diviſion
brachte 1560 Offiziere und Soldaten, 4 Grabengeſchütze, 9 Ma-
ſchinengewehre und ein Mienenwerfer en. Die tſchechiſch-ſlowaki-
ſche Brigade brachte 62 Offiziere, 3150 Mann, 15 Geſchütze und
zahlreiche Maſchinengewehre ein, deren Mehrzahl gegen den
Feind verwendet wurde. Wir nahmen ebenfalls feindliche Stel-
lungen weſtlich von Josphorka. Jnsgeſamt brachten wir bei
dem Kampfe am 2. Juli in der Richtung von Zloczow 6300 Offi-
ziere und Soldaten, 21 Geſchütze, 16 Maſchinengewehre und
mehrere Minenwerfer ein. Die Zahl der Gefangenen wächſt
weiter. Südöſtlich von Brzezany gehen die Kämpfe weniger
heftig weiter. Jm Laufe des Kampfes am 2. Juli in dieſer
Gegend nahmen wir 53 Offiziere und 2200 Mann gefangen. An
der übrigen Front Gewehrfeuer.

Vom 4. Juli: Jn Richtung auf Kowel Artilleriekampf.
Jn Richtung auf Zloczow erbeuteten unſre Erkundungsabtei-
lungen in Gegend des Dorfes Godow 11 deutſche Maſchinenge-
wehre. Ein deutſches Panzerautomobil, das in Gegend Whuſchky
vorzudringen verſuchte, wurde durch unſre Artillerie vertrieben.
Oeſtlich und ſüdöſtlich von Brzezany war der Artilleriekampf
von wechſelnder Stärke. Wir ſchlugen durch Gewehr, und Ma-
ſchinengewehrfeuer bei dem Dorfe Metſchitſchew feindliche Gegen
angriffe zurück.

Während der Kämpfe am 1. Juli nahmen nach einer vor-
läufigen Zählung unſre Truppen 800 Offiziere und 18 000 Solda-
ten gefangen und erbeuteten 29 Geſchütze und 33 Maſchinen
gewehre.

Kaukaſusfront: Unſre Truppen nahmen nach Kämp-
fen die Stad: Pendjwin. Jm Schwarzen Meer lief am
30. Juni eins unfrer Torpedoboote alter Bauart auf eine

Feind voMin e, die der einigen Tagen gelegt hatte.



Parteigenoſſen!
Auf Grund des Organiſationsſtatuts beruft der Parteivor-

ſtand den nächſten Parteitag auf
Sonntag den 19. Auguſt d. J., abends 7 Uhr,

nach dem

Huttenſchen Garten in Würzburg, Virchowſtraße 2,
ein. sAls vorläufige Tagesordnung iſt feſtgefetzt:

1. Bericht des Parteivorſtandes:
a) Allgemeines (Berichterſtatter: Fr. Ebert).
d) Kaſſe (Berichterſtatter: O. Braun).

2. Bericht der Kontrollkommiſſion (Berichterſtatter:
Brühne).

3 Bericht der Reichstagsfraktion (Berichterſtatter: Dr. David).
1 Die nächſten Aufgaben der Partei (Berichterſtatter: Philipp

Scheidemann
5. Anträge.

Wahl des Paorteivorſtandes, der Kontrollkommiſſion und des
Ortes, an dem der nächſte Parteitag ſtattfinden ſoll.
Parteigenoſſen! Wir fordern euch auf, die Vorarbeiten

für den Parteitag, beſonders die Wahl der Delegierten
ind die Stellung von Anträgen rechtzeitig zu bewirken.
Die Anträge der Parteiorganiſationen müſſen
ſpateſtens am 25. Juli im Beſitz des Parteivorſtandes ſein, wenn
ſio nach den Beſtimmungen des Organiſationsſtatuts veröffent-
licht und in der gedruckten Vorlage für den Parteitag Aufnahme
finden ſollen. Den Anträgen etwa beigegebene Begründungen

Friedrich

tönnen nicht vervffentlicht werden.

Die Vorſtände der Wahlkreisorganiſationen werden
dringend erſucht, dem Parteivorſtand die Namen der gewählten
Delegierten unter genauer Adreſſenangabe alsbald mitzuteilen.
damtt ihnen die Vorlagen und ſonſtige Mitteilungen zugehen
konnen.

Wegen Wohnungsbeſchaffung müſſen ſich die Delegierten
außerdem beim Lokalkomitee melden. Adreſſe:

Fritz Endres, Arbeiterſekretär, Würzburg, Semmelſtraße 46.
Die Mandatsformulare werden rechtzeitig durch uns ver-

ſchickt.

Berlin, den 6. Juli 1917.
Der Parteivorſtand.

Deutſcher Reichstag.
112. Sitzung.

Berlin, b. Juli 19t7, nachm. 3 Uhr.
Auf der Tagesordnung ſtehen zunächſt

Anfragen.
Abg. Dittmann (Unabh. Soz.): Jſt dem Reichskanzler be-

kannt daß das Generalkommando in Leipzig verboten hat, zwei
Artikel der „Leipziger Volksgzeitung“, betitelt „Die Wahrheit über
die Friedensvolitit der Regierungsſogialiſten“, als Flugblatt zu
verbreiten?

Billigt der Reichskanzler dieſe Parteinahme zugunſten einer
einzelnen politiſchen Partei und was gedenkt er zu tun, um die
ungehinderte Erörterung der Kriegsziel- und Friedensfrage
gegen ſolche Gin griffe militäriſcher Befehlshaber
ſicher zuſtellen

Peiniſterialdirektor Dr. Lewald: Das Verbot des ſtellver-
tretenden Generalkommandos des 19. Armeekorps iſt dem Reichs
kanzler bekannt. Eine Parteinahme zugunſten einer einzelnen

olitiſchen Partei in dieſer Maßnahme zu erblicken, iſt nicht zu-
treffend. (Gelächter b. d. Unabh. Soz.) Dieſe Annahme wird
ſchon dadurch widerlegt. daß der Abdruck zweier mit dem Flug
blatt inhaltlich übereinſtimmender Artikel in der Leipziger
Volkszeitung nichtv beanſtandet worden iſt. Wenn die Verbrei-
tung des Flugblattes unterſagt iſt, ſo iſt das aus Gründen der
öffentlichen Sicherheit geſchehen. (Erneutes Gelächter d. d.
Unabh. Soz Die Verbreitung des Flugblattes wäre geeignet,
lUnrube in die Bevölkerung auch durch etwaige ſcharfe Entgeg-
nungen zu tragen, was in der jeigen Zeit vermieden werden
muß. Die Verantwortung für die öffentliche Sicherheit und
Ruhe trägt aber allein der zuſtändige Militärbefehlshaber.

Abg. Kuckhoff (Ztr.) fragt an, ob der Reichskanzler bereit
ſei, umfaſſende Maßnahmen zur Sicherung der Haus-
vrandtohle für die weniger kaufkräftigen Verbraucher zu
treffen.

Unterſtaatsſekretär Dr. Richter: Es iſt dafür geſorgt, durch
Steigerung der Produktion und durch Reglung der Kohlenver-
teilung daß der erforderliche Bedarf an Hausbrandkohle für
Minderbemittelte für den nächſten Winter zur Verfügung ſteht.

Abg. Dove (Fortſchr. Vp.) fragt an, was der Reichskanzler
zu tun gedenkt, um die mit dringenden Aufträgen der Heeres-
leitung beſchäftigte Jnduſtrie oder ſonſt als kriegswichtig aner-
tannte Betriebe in Berlin und der Mark Brandenburg vor den
Wirkungen der Verfügung über Einſchränkung des Verbrauchs
elektriſcher Kraft zu ſchützen.

Unterſtagatsſekretär Dr. Richter: Der Reichskanzler ver-
kennt nicht die große Bedeutung dieſer Frage; ſie unterliegt zur-
zeit noch der Prüfung.

Abg. Liſt (natl.) fragt an, ob infolge der durch den Prozeß
Kupfer enthüllten Vorgänge ſofort mit rückwirkender Kraft Maß-
nahmen zur Einziehung unlauterer Kriegsgewinne herbeige-
führt werden ſollen.

Ein Direktor im Reichsjuſtizamt erwidert, daß zunächſt das
Ergebnis der Kommiſſionsberatungen zur Prüfung von Heeres-
lieterungsverträgen abgewartet werden müſſe.

Abg. Göhre (Soz.) fragt an, welche Schritte der Reichs
kanzler gegen die ſchwere Belaſtung und Beunruhigung der Ar-
beiterſchaft und des kleinen Mittelſtandes durch die Miet-
kündigungen und Miet ſteigerungen zu tun gedenke.

Miniſterialdirektor Dr. Lewald: Die ſchwierige wirtſchaft
liche Lage der ſtädtiſchen Hausbeſitzer iſt anzuerkennen. Sie
durch Mictſteigerungen abzuwenden, erſcheint während des
Krieges jedoch nur ſo weit berechtigt, als diefe Mictſteigerungen
notwendig ſind, um den ſtädtiſchen Hausbeſitz vor wirtſchaftlichem
Zuſammenbruch zu bewahren. Es ſollen Einrichtungen getroffen
werden, um im Einzelfall die Notwendigkeit von Mietſteigerungen
nachzuprüfen und Abhilfe zu ſchaffen. Der Reichskanzler wird

mit entſprechenden Vorſchlägen an den Bundesrat heran
reten

Es folgt der Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes über die
Fragen der

Aenderung des Wahlrechts im Reiche.
Der Ausſchuß verlangt eine Vorlage, in der bis zu einer allgemei-
nen Reufeſtſetzung des Verhältniſſes der Wäblerzahl zu der der
Abgeordneten für die Wahlkreiſe mit beſonders ſtartem Bevöl
tarungszuwachs, die ein zuſammenhängendes Wirtſchaftsgebiet
bilden, eine entſprechende Vermehrung der Mandate nebſt
Einführung der Verhältniswahl vorgeſeben wird.

Ein Antrag Antrick u. Gen. (Soz.) verlangt dagegen
eine Vorlage, die für den Reichstag das Verhältnismahlſyftem

der

bei allgemeinem, gleichem, direktem Wahrecht mit geheimer Ab.
ſtimmung wünſcht, an der alle über 20 Jahre alten Reichsange-
hörigen ohne Unterſchied des Geſchlechts teilnehmen. Die Wahl
ſoll an einem Sonn ader Feiertag ſtattfinden.

Staatsſekretär Dr. Helfferich: Jn Uebereinſtimmung mit
dem Beſchluß des Verfaſſungsausſchuſſes ſind die verbündeten
Regierungen der Anſicht, daß eine Neuordnung hinſichtlich der
Wahlkreiſe mit beſonders ſtarken Bevölkerungszuwachs geboten
iſt. Sie werden dem Reichstag eine Vorlage zugehen laſſen, die
eine angemeſſene Vermehrung der Mandate dieſer Wahlkreiſe
vorſieht. Die Vorlage wird dem Reichstag ſo zeitig zugehen, daß
die nächſten Wahlen bereits auf der Grundlage der beabſichtigten
Aenderungen vorgenommen werden. Dieſe Aenderungen liegen
in der Richtung des Ausbaues unſrer innerpolitiſchen Verhält-
niſſe, die die frohe und freudige Mitarbeit aller Glieder des
Staates und Reichs ſichern, für die das Volk den Boden Hereitet
hat, und die feierlich angekündigt iſt. Sie entſpricht dem Geiſte
der Oſterbotſchaft und wird in dieſem Geiſte durchgeführt werden.
(Beifall).

Abg. Dr. Gradnauer (Soz.
Wären unſre Anträge im Ausſchuß angenommen worden

und hätten ſie die Zuſtimmung der Regierung gefunden, ſo wäre
in der Tat ein wertvolles Reformwert in Angriff genommen,
während das Ergebnis der Ausſchußverbandlungen recht wenig
bedeutet. Erfreulich iſt in dieſem Ergebnis der Gedernke des Pro
portiongalwahlrechts, in dem wenigſtens eine Frucht
unſrer Bemühungen zu ſehen iſt. Aber weiter verlangen wir
die volle politiſche und geſellſchaftliche Gleichberechtigung
der Frauen. Das iſt nicht nur eine Rechtsfordernug, ſondern
eine Kulturforderung allererſten Ranges, für die der Krieg neue
ſtarke Begründungen gebracht hat. Jn den drei Kriegsjahren
ſind Millionen und aber Millionen von Frauen auf eigne Füße
geſtellt worden und haben bewieſen, daß ſie im Dienſt der Ge
ſamtbeit zu wirken imſtande iſt. Wenn unſer Land aus dieſem
ſchweren Kriege gut hervorgehen wird, haben wir das in aller
erſter Linie unſern Frauen zu danken. Wie will man es denn
noch rechtfertigen, daß ſie auch ferner nur Objekt und nicht auch
Subjekt der Geſetzgebung ſein dürfen? (Sehr richtig b. d. Soz.)
Das Wort „Freie Bahn dem Tüchtigen“ muß auch für die Frau
gelten. Die Frauen und Mütter werden einmal imſtande ſein,
einen ſolchen unheilvollen Krieg zu verhüten, den die Männer
in unſrer Zeit nicht haben verhüten können. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.)

Weiter verlangen wir die
Herabſetzung des Wahlalters.

Gerade bei der arbeitenden Klaſſe müſſen die jungen Leute ſchon
in ſehr frühen Jahren ſelbſtändig ſein und die große Verantwor-
tung für ihre gange Lebensführung tragen. Dieſe jungen Män-
ner zahlen Steuern, ſie ſind wehrpflichtig und fechten jetzt den
Krieg aus, da ſollen ſie doch bei den Wahlen ihre Stimme mit
in die Wagſchale werfen. Freilich verkennen wir nicht, daß auch
die ſtaatsbürgerliche Erziebung der Jugend eine weit ſtärkere
werden muß.

Die Verhältniswahl will der Ausſchuß nur in Wahlkreiſen
mit beſonders ſtarkem Bevölkerungszuwachs. Das iſt ganz un-
zureichend. Wir verlangen für das ganze Reich ein gleiches
Wahlrecht. Das gegenwärtige iſt ungleich und ungerecht ſo
wohl wegen der Beibehaltung der veralteten Wahlkreiſe als wegen
des Grundſatzes der Mehrheitswahlen, durch die die Minderheiten
völlig ausgeſchaltet werden. Von Jahrzehnt zu Jchrzehnt iſt das
Wahlrecht von der urſprünglichen Annäherung an die Gleichheit
weiter zurückgetommen, durch die Entwicklung der Wahlkreiſe
iſt das Pluralwahlrecht oder vielmehr ein Pluralwablunrecht
geweorden, unter dem beſonders die Großſtädte leiden. Nur durch
dieſes ſchmähliche Unrecht konnte die ggrariſche Politik
zu einer ſolchen Stärke amvachſen, wie wir es erlebt haben.
(Lebh. Sehr richtig! b. d. Soz. Jm Ausſchuß hat man Wahlkreiſe
mit einer Bevölkerung von 250 000 Seelen als noch nicht unnor-
mal bezeichnet. (Lebh. Hört, hört!) Dann würde die Reform nur
in 30 Wahlkreiſen Platz greifen. Die Bevorzugung der gering be-
völkcrten Kreiſe ſucht man zu vechtfertigen mit der Theorie, daß
das Wahlrecht auch nach der Fläche bemeſſen werden muß. Der
wirkliche Grund iſt, daß die Konſervativen glauben, die ländliche
Bevölkerung ſei agitatoriſchem Einfluß von demokratiſcher Seite
weniger zugänglich. Es handelt ſich hier lediglich um Parteiinter
eſſen. (Lebh. Sehr richtig! b. d. Soz.) Deshalb muß gründlicher
Wandel geſchafft werden, wie ihn die Worte des Staatsſekre-
tärs leider nicht in Ausſicht ſtellen. Trotzdem werden meine
Freunde für den Ausſchußantrag ſtimmen, weil darin der Gedanke
des Proportionalwahlrechts, für den wir ſeit Jahrzehnten ge
kämpft haben, endlich zu einem Anfang des Erfolges gelangt.
Dazu kommt, daß die großſtädtiſche Bevölkerung wenigſtens teil-
weiſe von dem gegenwärtigen Unrecht befreit werden ſoll. Aber
weſentliche Uebelſtände des Reichstagswahlrechts werden nicht be
ſeitigt. Es bleibt die

Ungleichheit der meiſten Wahlkreiſe,
und ein neuer Uebelſtand iſt es, daß nach zweierlei Syſtem
gewählt werden ſoll. Wir können das nur als eine Ueber-
gangszeit auffaſſen. Ein beſonderes neues Unrecht iſt, daß die
Minderheiten in den Großſtädten vertreten werden ſollen, in den
kleinen Städten und ländlichen Gebieten dagegen nicht, das heißt
alſo, dort nicht, wo die demokratiſchen Richtungen in der Min-
derheit ſind. Dieſe Ungerechtigkeit allein zeigt ſchon, daß es ſich
hier nur um ein Proviſorium handeln kann, nicht um etwas
Dauerndes. Es wird Sache der Wähler und des nächſten Reichs
tags ſein, dafür zu ſorgen, daß auf der beſchrittenen Bahn fort
geſchritten wird, bis die volle Gleichberechtigung errungen iſt.
(Lebh. Beif. b. d. Soz.)

Abg. Kreth (konſ.): Wir ſind mit einer Vermehrung der
Mandate in Wahlkreiſen mit beſonders ſtarkem Bevölkerungs-
zuwachs einverſtanden, legen aber Wert darauf, daß dieſe Wabl-
kreiſe ein zuſammenhängendes Wirtſchaftsglied bilden. Di
Verhältniswahl lehnen wir ab. Das enge perſönliche Verhält-
nis des Wählers zu dem Gewählten würde bei dieſem Wahl-
ſyſtem wegfallen. Wird die Verhältniswahl geſtrichen, ſo ſtim-
men wir dem Antrag des Ausſchuſſes zu.

Abg. Becker (Arnsberg, Ztr.): Den ſozialdemokratiſchen An-
trag lehnen wir ab. Wir balten es nicht für angängig, die
Frauen in das volitiſche Leben hineinzuziehen und 20jährigen
jungen Leuten das Wahlrecht zu verleihen. Auch die Sonntags-
wahl lehnen wir ab. Wir ſtimmen dem Beſchluß des Ver-
faſſungsausſchuſſes zu und hoffen, daß dieſer Anfang der Neu-
orientierung mit großer Mehrheit beſchloſſen werden wird.

Abg. Liſt (natl.): Aus der Erklärung des Staatsſekretärs
Dr. Helfferich ging nicht hervor, ob die Regierung für die Neu
wahlen in den großen Wahlkreiſen die Verhältniswahl einführen
will. Sollte das nicht geſchehen, ſo wäre es beſſer, es bliebe bei
der bisherigen Zahl der Abgeordneten. Den Antrag der Sozial-
demokraten halten wir nicht für durchführbar. Die Ausdehnung
des Stimmrechts auf die Frauen bedarf noch eingehender Prü-
fung in ruhigen Zeiten. Und was das Wahlrecht der Zwanzig-
jährigen betrifft. ſo gibt die Wehrpflicht noch nicht die geiſtige und
politiſche Reife, die notwendig iſt, um an politiſchen Wahlen mit
eignem Urteil teilzunehmen. Auch der ſtaatsbürgerliche Unter-
richt gibt nur das Material, aber nicht die nötige Reife; das
Material muß erſt durchgearbeitet werden. Ob man für die
Sonntagswahl iſt oder nicht, iſt Geſchmacksſache. Der Ver-
mehrung der Mandate in den Reichstagswahlkreiſen ſtimmen wir
im Jnterefſe der ausgleichenden Gerechtigkeit zu. Dieſe For-
derung haben wir ſchon 1912 erhoben. Die Verhältniswahl
durch das ganze Reich hindurch halten wir noch nicht für möglich.
Der Wähler muß hier viel mehr abſtrahieren von der Perſon des
zu Wählenden, er muß ſich viel mehr für eine Partei einſchwören.
Dazu gehört einc viel größere politiſche Reife. (Bravo!

Abg. Waldſtein (Fortſchr. Vp.): Meine im Land
ſind von den Arbeiten des Verfaſſungsausſchuſſes zum Teil en
täuſcht; man findet, der kreißende Berg habe ein Mäuslein ge,
boren. Aber es kann ſich hier nur um eine Vorernte handely,
die große Haupternte der r kommerſt noch, darauf rechnen wir mit Beſtimmtheit. Dieſe Arbeit z
leiſten, iſt auch nicht Sache des Verfaſſungsausſchuſſes. Die
Hauptarbeit wird in Preußen zu leiſten ſein; geſchieht da
nicht, ſo muß ſie durch den Reichstag für Preußen geleiſtet wer,
den. (Sehr richtig! links.) Die Forderung der Homogenität in
bezug auf das Wahlrecht zwiſchen Preußen und dem Reich iſt ſo
alt wie das Deutſche Reich. (Sehr richtig! links.) Dem Be
ſchluß des Ausſchuſſes ſtimmen wir natürlich zu; er entſprich
einer alten Forderung unſrer Partei. Die Herabſetzung des
Wahlalters auf 20 Jahre lehnen wir ab. Wenn wir ſo den
ſozialdemokratiſchen Antrag nicht zuſtimmen können, ſo entſchei.
den wir damit nicht über die Frage des Frauenwahlrechts, dieſe
Frage laſſen wir offen; ſie wird auf Grund der Erfahrungen
des Krieges ſpäter zu regeln ſein.

Abg. Mertin (Oels, D. Fraktion): Die übergroßen Wahl
kreiſe haben auch wir ſeit Jahren für ein Uebel gehalten. Gegen
die Verhältniswahl in dieſen Rieſenwahlkreiſen hat ein Tei,
meiner Freunde Bedenken. Den ſozialdemokratiſchen Antrag
lehnen wir ab. Wir haben Angriffe gegen das Reichstagswah
recht ſtets zurückgewieſen, können aber anderſeits den hier be
antragten Erweiterungen nicht zuſtimmen.

Abg. Stadthagen (Unabh. Soz.):
Am 22. März haben wir einen Antrag geſtellt, mit dem

der heutige Antrag der Sozialdemokraten dem Sinne nach über
einſtimmt. Damals erklärte die „Dresdner Volkszeitung
nicht für angebracht, einen ſolchen Antrag einzubringen. Der
leitende Redakteur dieſer Zeitung iſt Dr. Gradnauer, der heutige
Redner der Sozialdemokraten. (Hört, hört! v. d. Unabh. Soz.
Er iſt alſo inzwiſchen wohl andrer Meinung geworden, und
hoffentlich werden bald alle ſeine Freunde der gleichen Meinung
mit uns werden.

Der Antrag des Ausſchuſſes bringt keine Beſſerung, ſondern
die ſchlimmſte Verſchlechterung. Ein Beweis dafür iſt ja die
Zuſtimmung der Regierung, die immer nur zu reaktionärer
Maßnahmen erfolgt. (Sehr richtig! b. d. Unabh. Soz.)

Die Ausdehnung der Frauenarbeit wäh
rend des Krieges iſt eine ganz ungeheuerliche. Wenn man
ihnen da die Gleichberechtigung verſagt, ſo zeigt ſich darin nur
die Herrennatur de Mannes, der erklärt: Du haſt zu arbeiter,
aber Rechte bekommſt du nicht. Jn allen Kulturſtaaten iſt das
Frauenwahlrecht ſchon eingeführt oder doch auf dem
Marſche, nur in Deutſchland enthält man den Frauen dieſes
Recht vor. Dieſe Ungerechtigkeit muß ſich an dem ganzen Ge
meinweſen bitter rächen. (Zuſtimm. b. d. Unabh. Soz.) Das
heutige Wahlſyſtem, unter dem ein Wahlkreis 13mal ſoviel Wahl
recht hat wie ein andrer, iſt eine Fälſchung des allgemeinern,
gleichen Wahlrechts. Der Ausſchußantrag will den Minderheiten
nicht überall das gleiche Recht geben, ſondern lediglich aus Parte-
und politiſchen Rückſichten will man nur in den Mammutwahl
kreiſen den Minderheiten zum Rechte verhelfen. Dadurch will
man zu der bisher ſchon beſtehenden Beeinträchtigung der Ar-
beiter eine weitere fügen. Daß auch die Fläche des Wahlkreiſes
mitentſcheidend ſein ſoll für das Wahlrecht, daß alſo auch die
Anzahl der Ochſen von Wichtigkeit ſein ſoll für das Wahlrech,
iſt lediglich eine Redensart, mit der man das beſtehende Plural-
wahlrecht aufrechterhalten will. Wer für den Ausſchußantrag
ſtimmt, ſtimmt nicht für einen Fortſchritt, ſondern für einen
Rückſchritt. Das werden wir ſelbſtverſtändlich nicht tun. Dieſer
Antrag des Ausſchuſſes will das Volk in derſelben Weiſe betören,
wie es nach 1813 geſchehen iſt. (Lebh. Beif. b. d. Unabh. Soz

Die Debatte ſchließt.
Abg. Dr. Gradnauer (Soz.) (perſönlich): Den vom Vorred

ner erwähnten Artikel der „Dresdner Volkszeitung habe ich weder
verfaßt, noch war ich an ſeiner Veröffentlichung beteiligt.

Der ſozialdemokratiſche Antrag wird abgelehnt, der
Antrag des Verfaſſungsausſchuſſes wird mit Beibehaltung der
Verhältniswahl gegen die Stimmen dey Konſervativen ange
nommen.

Es folgt die Vorlage über die
Verlängerung der Legislaturperiode

auf ein weiteres Jahr.
Abg. Albrecht (Unabh. Soz.):

Das vorige Mal haben wir die Verlängerung der Legislatur
periode bedauert, diesmal müſſen wir ſie ablehnen. Erſtens ver
langen wir prinzipiell zweijährige Legislaturperioden und dann
ſind wir der Meinung, daß die Wähler, nachdem die Legislatur-
periode ſchon lange dauert, endlich einen Anſpruch darauf haben.
zu entſcheiden, ob ihre Vertreter während des Krieges in ihrem
Jntereſſe gehandelt haben, und vor allem ein Urteil abzugeben
über das Verkalten der Regierung während des Krieges (Schr
wahr! b. d. Unabh. Soz.). Seit dem vorigen Jahre hat ſich ſehr
viel geändert. Die Ernährungsſchwierigkeiten find noch viel
ſchlimmer geworden und vor allem liegt jetzt das Friedens-
angebot der ruſſiſchen proviſoriſchen Regierung vor. Die Regierung hätte in dieſe ausgeſtreckte griebenshend eimſchlagen

müſſen, dann wären auch Frankreich und England gezwungen ge
weſen, ſich für einen Frieden ohne Annexionen und Entſchödi-
gungen zu erklären. Wir verlangen aber auch Neuwahlen, um
den Belagerungszuſtand zu beſeitigen. Würden Sie die Vorlage
ablehnen, dann würden in den nächſten Wochen Neuwahlen ſtatt
finden müſſen, und das wäre nicht möglich unter dem Belage-
rurgszuſtand. Wer alfo den Belagerungszuſtand beſeitigen wil,
wer die Regierung dazu zwingen will, offen ihre Kriegsziele zu
L aren, der lehne mit uns die Vorlage ab. (Bravo! b. d. Unabb.
Soz.)

Die Vorlage wird hierauf in allen drei Leſungen an
genommen.

Eine weitere Vorlage verlangt dasſelbe für Slſaß-
Lothringen.

Abg. Ledebvur (Unabh. Soz.): Wir lehnen aus denſelben
Gründen auch dieſen Geſetzentwurf ab.

Abg. Emmel (Soz.) Jn ElſaßLothringen iſt es
surzeit gar nicht möglich, Neuwahlen vorzunehmen, da in einer
ganzen Reihe von Wahlkreiſen Wähler vom Landwag nicht vor
handen ſind. Die Ablehnung der Vorlage würde bedeuten, daß
die elſaßlothringiſche Verfaſſung aufs Spiel geſetzt würde.

Abg. Ledebour (Unabh. Soz.): Jch. kann dieſe Gründe nich
anerkennen. Wir verlangen Aufhebung des Belagrungszuſtandes
auch in Elſaß-Lothringen.

Abg. Emmel (Soz.): Jch ſtelle feſt, daß eine Anzahl vor
Wahlkreiſen nicht wählen können, weil ſie in den Händen der
Franzoſen ſind. Andre Wahlkreiſe ſind infolge der Operationen
der Franzoſen oder unſrer Heeresleitung von den Bewohnern
geräumt. Der Wunſch des Abgeordneten Ledebour iſt alſo un
durchführbar. (Sehr richtig! und große Heiterkeit.)

Auch dieſe Vorlage wird hierauf in allen drei Leſungen
angenommen.

Damit iſt die Tagesordnung erledigt.
Präſident Dr. Kaempf teilt mit, daß eine Interpellation Ar

trick (Soz.) u. Gen. eingegongen iſt, die Maßnahmen gegen di
unerträglichen Verhältniſſe auf dem Obſt- und
Gemüſemarkt, zur Beſeitigung der Kohlennot und
gegen die Miet ſteigerungen verlangt.

Nächſte Sitzung Montag 3 Uhr. (Die eben mitgeteillt
Interpellation, Bericht des Hauptausſchuſſes über Fragen der
innern und äußern Politjk, Fortſetzung der Veratung über die
neuen Kriegskredite.)

Schluß 66 Uhr.
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 32. Halle, Sonnabend den 7. Juli 1917. 1. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Halle, 7. Juli 1917.

Was der Steuerzahler wiſſen muß.
Die Steuerzettel lommen jetzt wieder ins Haus geflogen.

Da dürfte es angebrach ſein, wieder einmal die wichtigſten Be
ſtimmungen über Steuerzahlung ins Gedächtnis zu rufen. Nach-
ſtehend geben wir ſie wieder: Zur Staasteinkommenſteuer wird
veranlagt, wer ein Einkommen von ?00 Mark und darüber hat. Den
Kommunen und Landgemeinden iſt im s 38 des Kommunalabgabengeſetzes
noch geſtattet. auch Einkommen von unter 900 Mark nach dem fingierten
Steuerſatz heranzuziehen, und zwar können die Einkommen von unter
420 Mark für die Gemeinde ebenfalls ſteuerlich erfaßt werden. Für
Magdeburg kommt dieſe Beſtimmung aber nicht in Frage. Die Ver-
anlagung erſolgt in der Regel nach dem Jahreseinkommen, das im
Jahre 1916 erzielt worden iſt. Wer im Jahre 1916 zuſammenhängend
länger als 10 Wochen ohne Einkommen geweſen iſt (z. B. durch Krankheit,
Arbeitsloſigkeit), der wird nach dem mutmaßlichen Jahresarbeitsverdienſt
veranlagt. den er während der Zeit nach dieſer einkommenloſen Periode
erzielt hat. Der tatſächlich erzielte Verdienſt bildet dann die Grundlage für
das Einkommen des ganzen Jahres. In derſelben Weiſe erfolgt auch
die Veranlagung der vom Militär entlaſſenen Perſonen,
wenn ſie länger als 10 Wochen beim Militär geweſen ſind. Da aber
nicht feſtſteht, ob das nlutmaßliche Jahreseinkommen auch tatſächlich
erzielt wird, ſo muß Einſpruch erhoben wer en. Stellt ſich dann am
Schluſſe des Kalenderjahrs heraus, daß der mutmaßliche Arbeit verdtenſt
nicht erreicht worden iſt. dann wird der zuviel erhobene Steuerbetrag
zuruckerſtattet bzw. auf ſpätere Steuern augerechnet.

Kriegerwitwen ſind nicht ſteuerfrei, wie vielfach irrtümlich
angenommen wiro. Auch ſie wer en nach dem mutmaßlichen Jan res-
arveitsverdienſt veranlagt, und zwar von dem Zeitpunkt ab, an dem der
Mann gefallen iſt. Das Einkommen während der Zeit die vor dem
Tode ihres Mannes lie t, wind bei der Verſteurung unberückſichtigt
grlaſſen. Die Hinterbliebenenrenten werden dem an ern Einkommen
hinzugerechnet. Kriegerfrauen ſind ſteuerfrei, auch wenn ſie ein
ſteuerpflichtiges Einkommen erzielen. Denn das Einkommen der Krieger-
frau wiro als Einkommen des Mannes angeſehen, der Soldat iſt.
Nach S 70 des Einkommenſteuergeſetzes ſind aber Unteroffiziere und
Mannſchaften von einem Einkommen von nicht mehr als 3000 Mark
befreit. Jugendliche Familienangehörige von Kriegs-
teilnehmern (z. B. Lehrlinge) werden nach denſelben Grundſätzen be
handelt, wenn ihr Einkommen nicht ſo hoch iſt, daß ſie ſelbſtändig
veranlagt werden können.

Die Kriegsteurungszulagen ſind ſteuerpflichtig. Nur
bei Staatsbeamten, bei denen eine Abſtufung nach der Zahl der
Familienangehörigen ohne Rückſicht auf ihre Dienſtleiſtung erfolgt, wird
die Teurungszulage nicht verſteuert. Alle übrigen Teurungszulagen
aus Privatbetrieben werden bei der Veranlagung dem Einkommen hinzu-
gerechnet und verſteuert. Dabei iſt es gleichgültig, ob die Gewährung
ebenfalls nach der Zahl der Familienangehörigen erfolgt. Als im
Staatsbetriebe beſchäftigt ſind auch die Arbeiter und Arbeiterinnen beim
Kriegsbekleidungsamt anzuſehen.
Von dem Einkommen kann abgezogen werden: Ausgaben

für Werkzeug, Arbeitskleidung, Fahrgeld von und zur Arbeitsſtätte
(jedoch nur, wenn der Wohnort ein andrer ſein muß als der der
Arbeitsſtätte, z. B. wenn der Steuerpflichtige im eignen Hauſe getrennt
von der Arbeitsſtätte wohnt), die Beiträge für Kranken, Invaliden
Angeſtelltenz, Penſions Sterbefallverſicherung, und zwar auch dann,
wenn dieſe Beiträge für Familienangehörige geleiſtet werden. Nicht
abzugsfähig ſind die Aufwendungen zur Beſtreitung des Haus-
halts wie Wohnungsmiete, Nayrung, Bekleidung, Erziehung. Kinder-
reichen Familien ſteht der Anſpruch auf Ermäßtgung zu, und zwar er-
folgt die Herabſetzung bei 1 bis 2 Kindern um 1 Stuufe, 3 oder 4 um
2 Stufen. 5 oder 6 Kindern um 3 Stufen,' 7 oder 8 Kindern um

Stufen. Jſt das Einkommen des Veranlagten durch die Unterhalts-
gewährung an Angehörige oder beſondere Unglückefälle in der Familie
beſonders belaſtet, ſo kann eine weitere Ermäßzigung nach S 20 er-
folgen. Als ſolche außergewöhnliche Belaſtung iſt anzu
ſehen dauernde Krankheiten von Famllienangehörigen, Verpflichtung
zum Unterhalt mittelloſer Angehöriger, beſondere Unglücksfälle, Unter-
halt und Erziehung der Kinder u. ä. Für dieſe beſondern Fälle kann
eine Ermäßigung bis zu 3 Stufen erjſoigen, wenn das CEintommen

l folger von Geh. Rat Joh. Veit erhalten.3500 Mart nicht überſteigt.

Jſt die Veranlagung zu hoch erfolgt, ſo kann dagegen innerhalb
einer Friſt von 4 Wochen, vom Tage der Zuſtellung des Steuerzettels
ab gerechnet, Einſpruch erhoben werden. Gegen den Beſcheid auf
den Einſpruch kann Berufung bei der Berufungskommiſſion und iſt das
Einkommen auf mehr als 3000 Mark feſtgeſetzt ſo kann gegen dieſe
gros noch Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht gerichtet

Miet ſteigerungen bei Kriegerfrauen wertlos.
Die Mietſteigerungen und gewaltſamen Ausmietungen

profithungriger Hausbeſitzer in verſchiedenen Städten unſers Be
zirks haben ja durch die am Mittwoch von uns wiedergegebene
Verfügung des Kommandierenden Generals einen ſtarken Dämp-
fer erfahren. Aber beſeitigt ſind ſie damit noch lange nicht, ſie
werden vielmehr immer von neuem wieder auftreten, das kann
auch jener Erlaß nicht ganz verhindern. Da iſt es nun inter-
eſſant, zu wiſſen, daß wenigſtens die Kriegerfrauen vor ſolchen
Uebergriffen geſichert ſind.

Auf Erkundigungen an der zuſtändigen Reichsſtelle
erhielt ein Mitarbeiter des „Berliner Lokal-Anzeigers“ folgende
Aufklärung über die Rechts auffaſſung der Reichs-
behörden: Jn der Tat iſt eine rechtswirkſame Kündigung
auch gegen Kriegerfrauen möglich, wenn, wie ſehr häufig in
Berlin, die Verträge von der Ehefrau mitunterzeichnet ſind.
Trotzdem ſeien aber ſolche Kündigungen praktiſchwertlos,
weil Räumungsklagen gegen Kriegsteilnehmer (nach der Bundes-
ratsverordnung vom 4. Auguſt 1914) auch dann nicht durchgefetzt
werden können, wenn eine rechtsgültige Kündigung vorliegt.
Die Räumung könne alſo bei Kriegerfrauen und Krieger-
familien vom Hausbeſitzer nicht erzwungen werden. Erfolgende
Kündigungen bringen auch dem Hauswirt die Gefahr, daß die
Gemeinden ihnen den Mietzuſchuß kürzen oder ganz verweigern
Die Gemeinden ſind auch ſonſt in der Lage, mit Hilfe der Miet-
einigungsämter die Kriegerfamilien in Schutz zu nehmen und
ſie zu begünſtigen.

Es wäre ja auch noch ſchöner, wenn die Frauen und Kinder
jener Männer, die draußen jede Stunde ihr Leben in die Schanze
ſchlagen, einfach auf die Straße geſetzt werden könnten, weil ſie
nicht in der Lage ſind, mit ihrer ohnehin unzulänglichen Unter-
ſtützung auch noch die unverſchämten Anſprüche gewinnſüchtiger
Hausbeſitzer zu befriedigen.

Verbot der gewerbsmäßigen Herſtellung von Gemüfe-
konſerven. Die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt gibt bekannt:
Die gewerbsmäßige Verarbeitung reifer Erbſen zu Gemüſe-
konſerven ſowie die ge werbsmäßige Herſtellung von Gemüſe-
konſerven mit Fettzuſatz iſt verboten. Dieſe Beſtimmungen
treten 2 Wochen nach ihrer Verkündung im „Reichsanzeiger“ in
Kraft, das würde alſo, da dieſe Bekanntmachung ſchon einige
Tage zurückliegt, etwa am 15. Juli ſein.

Warnung an Obſt- und Gemüſehändler. Die in den Be
kanntmachungen des Magiſtrats vom 23. und 26. Juni 1917 ent-
haltenen Vorſchriften über die Kennzeichnung der Verkaufspreiſe
für Obſt, Gemüſe und Südfrüchte finden bei den Händlern nicht
hinreichende Beachtung. Deshalb ſollen nunmehr bei Zuwider-
handlungen in allen Fällen die angedrohten Strafmaßnahmen
getroffen werden. Jm übrigen ſei nochmals bekanntgegeben, daß
die Firma Wilhelm Hendrichs, Licht- und Kunſtdruckerei, Große
Ulrichſtraße 11,. zweckmäßige Vordrucke für die Kennzeichnung
der Preiſe angefertigt hat, die gegen 90 Pfg. für einen Block dort
erhältlich ſind.

Neue Berufung an die Univerſität. Der Geheime Medi-
zinalrat Prof Dr. med. Walter Stoeckel, Direktor der Frauen-
klinik in Kiel, hat einen Ruf an die Univerſität Halle als Nach-

kammer als Berufungsinſtanz zu befaſſen.

Mehl ſtatt Kartoffeln. Von zuſtändiger Seite wird mit
geteilt: „Jnfolge der anhaltenden Dürre hat ſich die Gemüſe
ernte verzögert und teilweiſe auch verſchlechtert. Der
Präſident des Kriegsernährungsamts hat in-
folgedeſſen angeordnet, daß für fehlende Kartoffeln Mehl in
größerer Menge als bisher zur Verteilung gelange, ſo lange, bis
die deutſche Frühkartoffelernte im vollen Umfang eingeſetzt hat.

Amtliche Bekanntmachungen über den Verkehr mit felt-
loſen Waſch und Reinigungsmitteln ſowie über das Verwen-
dungsverbot für Oele und, Fette zu techniſchen Zwecken befinden
ſich unter Amtliche Bekanntmachungen in der vorliegenden
Nummer unſers Blattes, worauf an dieſer Stelle noch beſonders
hingewieſen ſei.

Lebensmittelkarten ſind öffentliche Urkunden. Mit einem
ſehr intereſſanten, prinzipiellen Falle hatte ſich am Freitag die Straf

Die Ehefrau Berta K.,
deren Mann und Söhne ſich im Felde befinden, hatte 4 Lebensmittel-
ſcheine gefunden und dieſe mit falſchen Eintragungen verſehen, um
darauf Magarine zu erlangen. Sie mußte ſich deshalb erſt wegen
Urkundenfälſchung vor dem Schöffengericht verantworten. Hierbei wies
ver Verteidiger darauf hin, daß kürzlich ein Schwurgericht in einem
ſolchen Falle entſchieden habe, daß hier nur eine Fälſchung von
Legitimationspapieren zum Zwecke des beſſeren Fortkommens vorliege.
Der Amt anwalt beantragte trotzdem wegen Urkundenfähchung drei

Tage G fängnis. Das Schöffengericht nahm aber nur eine Ueber-
tretung, wie das Schwurgericht, an und erkannte auf 50 Mark Geld-
ſtrafe. Die Strafkammer ſah jedoch ſchwere Urkundentälſch ung als

vorliegend an und verurteilte die Frau zu 2 Monaten Gefängnis.
Der Staatsanwalt hatte nur eine Woche beantragt.

Das häßliche Ausſehen des Bahnhofsvorplatzes hat nun
auch den Ge amtausſchun des Verkerrsvereins beſchäſtigt, und zwar in
einer Sitzung, die er am Donnerstag abhielt. Der Vertkehrsverein
ſelbſt trägt ſich ſchon ſeit längerer Zeit mit der Abſicht, für die künſt-
leriſche Ausgeſtaltung des Bahnhofevorplatzes etwas in die Wege zu
leiten. Auch der Bund für Heimatſchutz“ will die Sache fördern.
Nach eingehender, angeregter Ausſprache tam man nun zu dem Reſultat,
daß drei Wege zur Förderung der Angelegenheit möglich ſind: entweder
man wendet ſich mit einer Eingabe an die Eiſendahnverwaltung, oder
man legt künſtleriſch geſtaltete Entwürfe vor, oder man bewilligt Geld-
mittel. Die größte Hemmung findet das Projekt in dem Umſtande,
daß Perſonen und Güterverkehr dieſelbe Fahrſtraße benutzen müſſen.
Auf dreierlei Weiſe kann eine künſtleriſche Ausgeſtaltung des Bahnhofs
erreicht werden durch entſprechenden Ausbau des Vorplatzes, durch
Verlegung des Perſonenzugangs, durch Verlegung des Güterbahnhofs.
Man wurde ſich dahin eintg, daß man eine künſtleriſche Skizze Le
ſchaffen und dieſe an zuſtändiger Stelle vorlegen will. Hoffentlich wird
nun auch etwas aus dem ganzenPlan, denn der Bahnhofsvorplatz in ſeiner
jetzigen Verfaſſung macht auf den Fremden einen gar zu ſchlechten
Eindruck und gibt von Halle wahrlich nicht das richtige Bild. Wenig
ſtens ſollte man mit den Plänen dazu bald fertig werden, die Aus-
führung ſelbſt würde ja doch erſt nach dem Kriege beginnen können.

Eine Stadtverordneten-Sitzung findet am Montag nach
mittag ſtatt. Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung umfaßt:

und 2. Annahme von Stiftungen. 3. Erhöhung von Bäderpreiſen.
4. Erneurung der Keſſelanlage in der Neumarktſchule. 5. Bauſtellen
verkauf an der Barbaraſtraße. 6. Wettervermietung eines Ladens.
7. Bewilligung von Teurungszulagen. 8. Nachbewilligung für den
Schlacht und Viehhof. 9. Bewilli ung eines Zuſchuſſes zur Kriegs
hinterbliebenenſürſorge. 10 Verwaltunzskoſten der Sparkaſſe. 11. Ge
uch um Erlaß eines Mietzinſes. 12. Geſuch um Beſeitigung von
Schäden infolge Einrichtung eines Kinderſpielplatzes. 13. Geſuch um
Erlaß von Straßenfreilegungstoſten.

Die nicht öffentliche Sitzung wird fich mit folgenden Dingen
befaſſen 14. Erwerb eines Grundſtücks. 15. und 16. Annahme von
Kapit lien für Grabpflege. 17. Bewilligung eines Zuſchuſſes zur
Hinterblibenenfürſorge. 18. Penſionierung eines Beamten. 19. bis
21. Anſtellung von Beamten. 22. Bewilligung einer Unterſtützung.

wer 757-55 eRotes Flamenblut.
Roman von Pierre Broodcoorens.

Einzige autoriſierte Ueberſetzung von Johannes Schlaf.
(11. Fortſetzung. Nachdrug vervoten

So war Souhe ſchließlich herangewachſen wie ein Halb-
wilder, mit dem Mißtrauen und dem ſcheuen, ſchweigſam-
herben Weſen eines Menſchen, der der Urſprünglichkeit nahe
geblieben iſt. Jn dem Maß, in dem ſein Wuchs ſich ent
wickelte, er ſich kräftiger und zur Arbeit der Hände taug-
licher fühlte, feſtigte ſich in ihm der Gedanke, die Jéſus zu
verlaſſen. Er wollte, wie der Volksmund ſagt, nach ſeinem
Guſto leben. Mit dem erſten Haare, das ſein eigenwilliges
Kinn umkräuſelte, war ihm der Geſchmack an der Unab-
hängigkeit gekommen, und mit ſechzehn Jahren reiſte er
mit einem Zuge „Franſchmannen“ (Wanderarbeitern) zum
erſtenmal nach Brie. Und es wurde ihm zur Gewohnheit,
ſolchermaßen jedes Jahr in die Fremde zu gehen. Bei ſei-
ner Rückkehr übergab er mit der Ehrlichkeit, die er von den
braven Landleuten, von denen er abſtammte, ererbt hatte,
ſeinen Verdienſt pünktlich den Jeſus und nahm von dieſem
Gelde nicht mehr, als er für ſeine Ausgaben benotigte.
Das dauerte bis zu ſeiner Großjährigkcit. Sobald er dieſe
aber erreicht hatte, ſetzte er keinen Fuß mehr zu den Jeéſus.

Von Einwohnern aus Opbrakel, die bisweilen auf
einer Waldwandrung eine Taſſe Kaffee bei ihnen beſtellten,
erfuhren dieſe, daß er ſich mit Aryn Klip, einem Wilddieb
von Coindes-Tiſſerands, eingelaſſen hatte.

5.

Dieſer Aryn Klip galt für den rechtſchaffenſten Men-
ſcher von der Welt. Er gehörte alſo zu den meiſten unſres-
gleichen, die Lombroſo und Max Nordau zu den normalen
Menſchen rechnen, obgleich ihre wunderlich-ſelbſtſüchtige und
wilde Lebensweiſe nur eine Kette von antiſozialen Hand-
lungen iſt die bloß darum dem Strafgeſetz entſchlüpfen,
weil ſie von „Stümpern des Geſetzes“, denen es mehr auf
Klaſſenjuſtiz als auf eine wahrhaft menſchliche und chriſt-
liche Gerechtigkei' ankam, nicht vorgeſehen wurden.

Mit ſeinem ſchönen, bartloſen Cäſarenkopf ſah Klip

nicht aus, als ob er gegen die bürgerliche Autorität, die
durch den Gendarmen und den Jagdaufſeher vertreten
wurde, rebellierte. Seine friedliche und verſtändige Miene
beruhigte jedermann und. flößte Zutrauen ein. Jn Wirk-
lichkeit aber war ein gefährlicher Wilddieb, einer der ge-
fürchtetſten der Gegend. Noch nie hatten ihn die Aufſeher
bei der Tat abfaſſen können. Selbſt die heimliche Ueber-
wachung, deren Gegenſtand er war, war eine nachläſſigere
geworden, als kurz hintereinander am Saume des Forſtes
drei Wärter getötet worden waren, jeder von ihnen hatte
aus nächſter Nähe eine Ladung Rehpoſten in den Kopf be-
kommen. Allerdings hatte man bei ihm geforſcht. Auf eine
anonyme Anzeige hin war eines Morgens eine ganze Gen-
darmerieabteilung in ſeiner Hütte eingebrochen, hatte das
Haus von unten nach oben gekehrt und ihn dann, ſtehenden
Fußes, die Hände auf den Rücken gebunden, zwiſchen den
Pferden von zwei Gendarmen nach dem Gefängnis von
Oudenarde gebracht. Aus Mangel an Beweiſen hatte man
ihn freigeben müſſen. Eines Abends aber hatte eine Ladung
Blei die Fenſterſcheibe eines Bauern von Schooriſſe zerſchmet-
tert und dieſen im Bette neben ſinem Weibe getötet.
Auch dieſes Verbrechens wurde Aryn Klip beſchuldigt. Mit
Recht oder Unrecht mußte er in jenem Bauern wohl den
Angeber, der ihn hatte einſtecken laſſen, vermutet haben,
und er hatte ihn einfach abgeſchoſſen. Eine Schreckenslegende
hatte ſich gebildet, deren Held der Wilddieb war. Jn ihm
lebten die „Buſchkepper“ wieder auf. Bei der Abendunter-
haltung am Kamin ſprach man nicht gern ſeinen Namen
aus. Die Leute bemühten ſich vielmehr, ihm Dienſte zu er-
weiſen, um ſich ihm angenehm zu machen, und wenn ſie mit
ihm ſprachen, hatten ſie die ſchweifwedelnde Zuvorkommen-
heit eines Hundes, der ſich vor der Peitſche fürchtet. Er
verlor nie ſeine gelaſſene Miene. Wie etwas Selbſtverſtänd-
liches nahm er dieſe Unterwürfigkeiten hin. Sein regel-
mäßiges, bleiches Geſicht trug das Grauſamkeitsgepräge
eines ländlichen Bonaparte.

Er trieb auch ein Gewerbe,
Zwiſchen Brombeerſträuchern lag in dem feuchten Gra-

ben, der an der Wegſeite bei ſeiner Hütte vorbeiführte, ein
Nußbaumſtumpf. Schwang man ſich auf dieſen hinauf, ſo

konnte man durch ein breites Fenſter Aryn Klip an ſeiner
Hobelbank ſehen.

Er war ſeines Zeichens Stuhlmacher.
Jn ſeiner wunderlichen, ganz mit Brettern und ge

drechſeltem Holz angefüllten Werkſtatt, die wahrſcheinlich
noch aus dem ſechzehnten Jahrhundert ſtammte, mit
ihren Zwickbohrern, großen Hobeln und Bruſt
bohrern an den mit gebranntem Ton ausgelgten
Wänden konnte man ihn den Holzmeißel führen und mit der
Fläche ſeiner muskulöſen Hand, die Menſchen getötet hatte,
die Hobelbank von den Spänen freimachen ſehen, die ſich
von ihr aufkräuſelten.

Seine Frau war eine lange, ſchweigſame Hopfenſtange
mit gelben, auf dem Scheitel zu einem Wulſte zuſammen-
geſteckten Haaren und ſchmalen Lippen über Pferdezähnen.
Sie führte den Spitznamen „Die Stute“. Und tatſächlich
bot ſie mit ihrer flachen Bruſt, ihrem langen, mageren Hals,
ihrem vorſtehenden Kinn und ihren blumenſenften Augen
ganz den Anblick einer magern Stute. Aryn Klipp hatte
ſie, wie er gern ſagte, ſich „dreſſiert'. Das Augenzwinkern,
das er dabei hatte, beſagte alles. Menſſe war die niedrige,
unterworfene Sklavin, die ein Mann ſeines Schlages
brauchte. Die Leute hatten nicht die Naſe in ſeine Ange-
legenheiten zu ſtecken. Menſſe hatte das verſtanden. Jhre
Schweigſamkeit war erprobt. Trotzdem hielt er aber die
„Arbeit“ vor ihr geheim. Die Rechte ſoll nicht wiſſen, was
die Linke tut.

Eine entfernte Baſe Souhe Flohils hatte Aryn Llip
zu beſtimmen gewußt, den Neffen der Jeéſus bei ſich zu be
herbergen, als dieſer ſich von der Vormundſchaft ſeiner Ver-
wandten frei gemacht hatte. Vielleicht war am Abend eines
Gelages zwiſchen den beiden Bauern eine Uebereinkunft ge-
ſchloſſen worden. So viel ſtand feſt, ſagte man, Klip war zu
klug, einer „Fliege“ Obdach zu geben, die ihn hätte ver-
raten können. Aber das ſeltſamſte war, daß Souhe nicht
wilderte. Die Dorfleute waren davon überzeugt. Man
fand es ſchließlich rieſig ſchlau von dieſem Teufel, dem
Klip, daß er ſein Spiel hinter einem braven Jungen ver-
ſteckte.

(Fortſetzung folgt.)
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Der Preis für Frühzwiebeln (Steckzwiebeln) beträgt b
zum 11. d. M. mit Kraut, von da ab ohne Kraut, 20 Pfg. für da
Pfund Dieſe Preiſe ſind Erzeugerpreiſe, werden alſo gegenüber
den Verbrauchern noch um einen gewiſſen Zuſchlag erhöht.

Die Ausgabe der Krhlenbezugsſcheine an Haushaltungen
für Steinkohlen, Steinkohlen-Britette, Braunkohlen. Korks und
Naßpreßſteine erfolgt in der nächſten Woche, und zwar werden

Montag von 9 vis 12 lhr die Haushaltungen mit den An
fangsbuchſtaben A--B, nachmittags von 3 bis 5 Uhr die mit den
Buchſtaben M N abgefertigt. Die Scheine ſind gegen Vor

gung der Lebensmittelſcheine ſowie der Nachweiſung über die
frühern Jahren bezogenen Kohlenmengen in der Ortskohlen

ſtelle abzuholen. Die Ausgabe der übrigen Scheine teilen wir
un Montag mit.

An Nahrungsmitteln werden außer den von uns heute
mitgeteilten (ſiehe unter „Städtiſcher Nahrungsmittelverkauf“) in nächſter
Woche noch verteilt: Je Pfund Südfruchtmarmelade, Hafergrütze

nud Grauvpen. Nähere Bekanntmachungen darüber erfolgen noch zur
rechten Heit.

Zur Behebung der Notlage penſionierter Beamten
ſowie der Hinterbliebenen von Beamten infolge der fortbeſtehenden

nd höhte Mittel in den Staatshaushalt eingeſtellt.
orhandenſein unveriorgter Kinder rechtfertigt, ſo ſagt der Miniſter in

ar über an die Regierungspräſidenten, eine beſondre

Der meurung ſind er DasW17 re rner Dorf ung
Berückſichtigung. Die Unterſtützungen ſind in vierteljährlichen Beträgen
hlbar. Die Bedürftigkeit muß auch dann geprüft werden, wenn die

feſte Kriegsbeihilfe wegfällt, weil der Beamte ſich zur Ruhe geſetzt hat
der geſtorben iſt. aber bis dahin Kriegsbeihilfen bezogen hat. Für
e Autrüge find beſondre Liſten vorgeſehen. Zuwendungen für Alt

ſei 8 der hierund Althinterblicbene werden in der visheritgen

Der Geſamtausſchuß der Kriegsbeſchädigtenfürſorge
r Halle und den Saalkreis halt am Dienstag abend in der Handels-

9 r et m d vunmer ſeine Jahresverſammlung ab, die folgende Tagesordnung auf-
eift: 1. Berichte über die Tätigkeit der Kriegsbeſchädigtenfürſorge
le im zweiten Betriebsjahr von Profeſſor Wolff, Profeſſor Martiny

den Direktoren Göll, Köneke, Thierſch, Bauer ſowie Herrn Taub-
eulehrer Stmon. 2. Rechnungslegun t. 3. Neue Aufgaben der

riegsbeſchädigtenfürſorge ad Rentennachprüſung, b) wirtſchaftliche
elbſtändigmachung von Kriegsbeſchädigten, e) vermittelnde Tätigkeit,

Ausdehnung der land wirtſchaftlichen Berufsberatung, e) landwirt
haftlicher Unterricht, f) neue Fachkurſe für Kriegebeſchädigte Fleiſch-

ichauer-, Laboranten- und andre Kurſe. 4. Verſchiedenes.
Die von Diemitz. Jn der letzten Gemeindevertreterſitzung

wurde auch „über die von der Stadt Halle ohne Mit-
Vororte durch Zubilligung einer beionderen Prämie be-

urtte Erhöhung der Preiſe für Milch geſprochen. Die ſich daran
iſchließende Ausſprache führte auf Antrag des Gemeindevertretere

dem Beſchluß, wegen der Maßnahmen der Stadt Halle9 u LOrt werden.r 11 re lAb v d

Tödlicher Unfall. Jn Trothaer Straße wurde eine
Slraßenkehrerin von einem Stadtbahnwagen fo unglücklich angefahren

d umgeſtoßen, daß ſie mit einer Kopfverletzung beſinnungslos liegen-
mit dem ſtädtiſchen Krankenwagen nach dem Diakoniſſenhaus

t werden mußte. Dort iſt ſie inzwiſchen geſtorben. Wen die
n dem Vorfall trifft, ließ ſich noch nicht feſtſtellen.

Erwiſchte Erbſendiebe. Jn der Nacht zumFreitag wurden zwei
die gefüllte Säcke bei ſich trugen, durch einen Poltzeibeamten

der eine Mann die Flucht ergriff, konnte dervrahrend

h Kaufe hei H.

Es ſtellte ſich heraus,andre der Wache zugeführt werden.
BeiMänner eine größere Menge Erbſen geſtohlen hatten. dem

daß beide
ent

wichenen Manne wurden die Erbſen in deſſen Wohnung vorgefunden
und ſichergeſtellt.

Konzerte.
Bad Wittekind.

mittegs 340 Uhr Kurkonzert, beide vom
unter Leitung des Kapellmeiſters Karl Noehren, Soliſt in beide

5
Zonntag früh 612 Uhr Frühkonzert, nach

Stadtiſchen Orcheſter
n

Konzerten der großherzoglich heſſiſche Kammermuſiker (Cornet-
àäPiſton-Virtuoſe) Louis Kümmel aus Darmſtadt.

Zvologiſcher Garten. Sonntag nachmittag 32 Uhr Konzert
vom Görlach-Orcheſter, abends 712 Uhr großes Abendkonzert unte
Mitwirkung des großherzoglich heſſiſchen Kammermuſikers Loui
Kümmel als Soliſt.

Städtiſcher Nahrungsmittelvertauf.
280DDienstag an jede Perſon 4 Pfund

14 der Kartoffelkarte.Kartoffeln: Von oderGramm Mehl auf Marke

r

D

VButter: Von Montag bis Sonntag jede Perſon 55 Gramm auf
den für die 51. Woche geltenden Abſchnitt der Butterkarte.

Heringe: Montag jede Perſon 110 Gramm vormittags von 8 bi
1 Uhr Nr. 5001--9500, nachmittags 2 bis 6 Uhr Nr. 9501
vi9 14000 der neuen Lebensmittelſcheine.

Nudeln: Von Montag an jede
des Warenbezugsſcheins 6.

Honigkuchen: Von Montag an jede Perſon ein Paket oder ei
Beutel auf 1-—3000 der neuen Lebensmittelſchein
ſoweit zu
hören.
an die
Buchſtaben A--D, die folgenden Buchſtaben

T d

ſten Tagen.

Aus der Provinz.

Nr.

findet am Montag von L bis 1rtauf n 9 9 9 9 9 9 S.der neuen Lebensmittelſcheine mit De

Merſeburg. tden ſtädtiſchen Arbeitern und Angeſtellten, die
vorbildliche Maßnahme will nunmehr der Magiſtrat treffen.

daushaltungen Kinder bis zu 12 Jahren ge-
Uhr

Perſon Pfund auf Marke 64

n

u

an den näch

Witwen- und Waiſengeld auch bei
je

Dazu
unterbreitet er der am Montag ſtattfindenden Stadtverordnetenſitzung
folgende Vorlage: Unter dem 12. und 18. Juni 1917 hat der Mag i

ſtrat beſchloſſen. eine Witwen- und Waiſenverſorgung für die Hinter-
bliebenen derjenigen ſtädtiſchen Angeſtellten und Arbeiter einzuführen.
welche ſchon jetzt gemäß der jetzt geltenden „Beſtimmungen der Stadt
Merſeburg über Ruhegeld der nichtpenſionsberechtigten ſtädtiſchen Ange-
ſtellten und Arbeiter“ vom 17./24. Februar 1913 Anwartſchaft auf Ruhe
jeld haben. Außerdem ſollen diejenigen Arbeiter, welche die Anwartſchaft
auf Ruhegeld und Hinterbliebenenverſorgung erreicht haben, alsbald durch
Magiſtratsbeſchluß als ſolche feſtgeſtellt und als „Stadtarbeiter“ ange
nommen werden. Maßgebvend für dieſen Beſchluß war für den Mag

u 77 ar v rſirat, daß er der Ueberzeugung war, daß es nicht

i

o. a 34der Würde der
Stadtgemeinde entſpricht, daß Witwen und Waiſen langjähriger Ange-
ſtellter und Arbeiter nach dem Tode des Ernährers der Armenver-
waltung zur Laſt fallen. Ebenſo, wie die Stadt für die Witwen und
Waiſen ihrer Beamten ſorgt, hält es der Magiſtrat für die Pflicht der
Stadt, auch für die Witwen und Waiſen dieſer langjährigen Angeſtellten
und Arbeiter zu ſorgen, welche ſchon eine Anwartſchaft auf Ruhegeld
erworben haben.
Beſtimmungen

Dadurch machte ſich eine Umarbeitung der beſtehenden
über Ruhegeldgewährung notwendig, da bei den viel-

fachen Jueinandergreifen der Beſtimmungen für Ruhegeld und für
pinterbliebenen Verſorgung eine einfache Zuſetzung der Beſtimmungen
Witwen- und Waiſengeld ſich als nicht tunlich erwies. Außerdenn
konnten bei dieſer Gelegenheit verſchiedene andre Beſtimmungen noch
nen aufgen mmen und mitverarbeitet werden, die ſich teils zugunſten
der Arbeiter, teils zugunſten ihrer Angehörigen als notwendig erweiſen
ſollen. Jm allgemeinen ſei bemerkt, daß durch die Neubearbeitung der
Beſtimmungen die bisher den Angeſtellten und Arbeitern gewährten
Vergünſtigungen an keiner Stelle irgendwie zurückgeſchraubt ſind, ſonder
in vollen Umfang in den Beſtimmungen wiederkehren Die Stadt
verordneten werden um Genehmigung der Grundſätze erſucht.

Ertrunken iſt am Scheitplatz der ruſſiſchpolniſche Ar-
beiter Buda Marcin. Er hatte dort gebadet, war vom Strom ab
getrieben worden und iſt ertrunken, da ihm Hilfe nicht zuteil werden
konnte. Die Leiche iſt noch nicht gefunden. Der Ertrunkene arbeitet
auf dem hieſigen Güterbahnhof und wohnte in Großkorbetha.

Beſtrafte Urkundenfälſchung und Belei-
digung. Zu einer recht unverſtändlichen Tat ließ ſich kürzlich di
bereits 65 Jahre alte Landwirtsfrau R. aus Leuna hinreißen. S
hatte angenommen, daß ein andrer Landwirt nicht rechtzeitig ausge
droſchen habe. Darüber war ſie empört und ſchrieb unter falſchen
Namen einen Brief an den Landrat. in dem der Ortsrichier beſchuldin
wurde, mit dem Landwirt unter einer Decke zu ſtecken. Jetzte muß
ſich die Frau wegen Urkundenfälſchung und Beleidigung vor der Stra-
kammer in Halle verantworten. Sie machte zu ihrer Entſchuldian,
geltend, daß ſie nicht gedacht habe, eine Fälſchung zu begehen. Jn
übrigen bedauerte ſie den Vorfall lebhaft. Der Staatsanwalt bean
tragte 2 Monate Gefängnis. Das Gericht kam auf eine Gefängnie
ſtrafe von 2 Wochen, da die Beleidigungen immerhin ſehr erheblih
geweſen ſeien.

Schkeuditz. An Von der Halliſchen Straffammet
wird uns berichtet Die drei Ehefrauen Emma B., Borta V. n
Martha W. aus Möchlitz bei Schkeuditz hatten der herrſchenden
Mohrrübennot wegen beſchloſſen, ſich dieſe Nahrungsmittel qu
unredliche Weiſe zu erwerben. Sie ließen eine von ihnen über
eine Gartenmauer ſteigen und durch dieſe den Riegel zurüg
ſchieben. Dann drangen ſie in den Garken und füllten
Körbe, wurden aber von der Tochter des Beſitzers verſchench,
Jetzt mußten fie ſich, weil ſie übergeſtiegen waren und weil
Mohren ſich in Wieren befanden, wegen ſchweren Diebſta!
verantworten. Der Staatsanwalt beantragte die Weindeſtſtraj
unter Zubilligung mildernder Umſtände von 3 Monaten Gefäng-
nis. Das Gericht ſchloß ſich dieſem Antrag an und erkannte
demgemäß.

Weiſenfels. Neue Seifenkarten. Die neuen, vom
1. Auguſt d. J. ab gültigen Seifenkarten kommen nächſten Mor
tag in den zuſtändigen Brotmarken-Ausgabeſtellen zur Ausgab
Außer dem Brotſchein iſt auch die Kartoffelkarte als Ausweis
vorzulegen.

Wittenberg.
Nacht zum Freitag ſind Diebe
eingedrungen, hoben den verſchloſſenen
daraus cinen größern Poſten Kohlen geſtoh Weiter habe
Diebe die Abweſenheit der Bewohner des Hauſes Lutherſtratze 25
Donerstag nachmittag zwiſchen 5 und 8 Uhr benutzt, um die Vor
ratskammer zu erbrechen und daraus 6 Pfund Schinken z
ſtehlen. Ferner iſt ein größerer hieſiger Betrieb dadurch emp-
findlich geſchädigt worden. daſz Diebe, die offenſichtlich ſehr gen
Beſcheid gewußt haben müſſen, in der Freftagnacht aus dem Me
ſchinenraum einen 9 Meter langen, 90 Zentimeter breiten Treie
riemen entwendeten.

Einbruchsdiebſtähle. Während der
in das Grundſtück Lindenſtraße

Keller erbrochen
d

m
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Ankliche Velunntmayungen

Seefiſche.
treffen in den einſchlägigen Geſchäften nach-

ſtehende Seeſiſche ein
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r ſ. r 20 rSchellſiſch, klein Pfund 80 Pf.
s ar oPeter mann. Pfund O Pf.Pfund 190 Pf.Kabeljau, groß ohne Kopf

Seezunge zumFerner ſtehen auch etwas Steinbutt, Tarbutt un
Berkauf.

Halle, den 6.
Morgen und

Juli 1917 Der Magiſtrat.
folgende Tage kommen in den einſchlägigen Ge-

ſchäften lebende Schleien zum Verkauf. Die Preiſe ſind daſelbſt
Riafate fentlich gemachte t 40vurch Plata

Halle. den ö. Der Magiſtrat.
Um beſtehenden Zweifeln zu begegnen, bringen wir unſre Be-

tanntmachung von 7. Juni 1917 in Erinnerung, nach welcher der
Erzeuger ber einem Verkauf von Obſt und Gemüſe an der Erzeuger-
ſtelle nur den Erzenugerpreis fordern darf.

Zu dieſem reiſe dürfen nach der Bekanntmachung des Preußi-
ſchen Landesamts für Gemüſe und Obſt vom 30. Juni 1917 nicht
mehr als zwei Pfund Obſt an eine Perſon an demſelben
Tage abgegeben werden.

Halle, den 6. Juli 1917.

Juli 1917.

Der Magiſtrat.
TETTZD

iſt der Land wirtſchaftlichen Betriebsſtelle für Kriegswirtſchaft,Es
G. m. v. H. in Berlin, möglich, die Ausfuhrbewilligung für vier,
höchſtens ſechs Waggons Luzerne aus Ungarn zu erhalten. Der
Preis wird ungefähr 300 Mark für den Zentner betragen, es werden
jedoch nur tleinere Mengen abgegeben werden können. Landwirte, die
zum Bezug gewillt ſind, haben entſprechende ſchriftliche Anträge
binnen 3 Tagen der Kriegswirtſchaftsſtelle, Marktplatz 22, einzureichen
unter Angabe, ob die erſorderlichen Füllſäcke ſo bereitgehalten werden
tönnen, daß ſie ſofort an eine noch bekanntzugebende Adreſſe verſandt
werden können.

Halle, den 6. Juli 1917.
Die Kriegswirtſchafteſtelle für den Stadtkreis Halle.

Bekanntmachung
zur Abänderung der Verordnung über den Verkehr mit
fettloſen Waſch und Reinigungsmitteln vom 5. Oktober 1916

(Reichsgeſetzblatt Seite 1130).

Der Bundesrat hat auf Grund des S 3 des Geſetzes über die
Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom
t. Auguſt 1914 (Reichsgeſetzblatt S. 327) folgende Verordnung erlaſſen

Artikel I.
8 1 Abſ. 1 der Bekanntmachung über den Verkehr mit fettloſen

Waſch und Reinigungsmitteln vom 5. Oktober 1916 (Reichsgefetzblatt
S. 1130) erhält folgende Faſſung

„Der Reichskanzler iſt ermächtigt, den Verkehr mit Waſch und
Reinigungsmitteln, die weder Oelſäuren, Fettſäuren, Harzſäuren oder
deren Salze noch andre organiſche Säuren enthalten, die ſelbſt oder in
der Form ihrer Salze eine Waſch oder Reinigungswirkung ausüben
(fettloſen Waſch oder Reinigungsmitteln), zu regeln. Er kann ins-
beſondere Vorratserhebungen anordnen.“

Artikel II
Die Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1917 in Kraft
Berlin, den 21. Juni 1917

Der Stellvertreter des Reichskanzlers.
Dr. Helfferich.

Bekanntmachung

wird folgendes beſtimmt
Artikel I.

„ſowie flüſſige Waſchmittel“.
Artikel II.

Die Beſtimmungen treten mit dem 1. Juli in Kraft.
Berlin, den 21. Juni 1917.

Der Stellvertreter des Reichskanzlers.
Dr. Helfferich.

geſchaltet:

zur Ergänzung der Ausführungsbeſtimmungen zur Ver-
ordnung über den Verkehr mit fettloſen Waſch und Reini-
gungsmitteln vom 19. April 1917 (Reichsgeſetzblatt S. 366).

Auf Grund des S 1 der Bekanntmachung über den Verkehr mit
fettloſen Waſch und Reinigungsmitteln vom 5. Oktober 1916 (Reichs-
eſetzblatt S. 1130) und 21. Juni 1917 (Reichsgeſetzblatt 1917 S. 544)

Jm S 9 der Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung über den
Verkehr mit fettloſen Waſch und Reinigungsmitteln vom 19. April 1917
(Feichsgeſetzblatt S. 366) wird hinter dem Worte „Gallertform“ ein

Bekanntmachung

6. Jannar 1916 (Reichs-Geſetzbl. S. 3).

Verwendung von pflanzlichen und tieriſchen Oelen und Fetten vo
6. Januar 1916 (ReichsGeſetzbl. S. 3) wird folgendes beſtimmt

C

betreffend Ausführungsbeſtimmungen zu der Verordnung
über das Verbot der Verwendung von pflanzlichen und
tieriſchen Oelen und Fetten zu techniſchen Zwecken vom

Auf Grund des S 3 der Bekanntmachung über das Verbot der
m

Der Reichskanzler ſtellt monatlich feſt, welche Mengen und Arten
pflanzlicher und tieriſcher Oele und Fette ſowie daraus gewonnener
Oel- und Fettſäuren zur Herſtellung von Seife und andern Waſch
mitteln, welche Mengen und Arten der genannten Oele und Fette zur
Herſtellung von Leder jeder Art verarbeitet oder ſonſt verwendet
werden dürfen.

Mengen der Seifenherſtellungs- und Vertriebsgeſellſchaft.

Betriebe erfolgt durch den Kriegsausſchuß
Oele und Fette durch Vermittlung der
in Berlin.

K 9V v

zur Verwendung von pflanzlichen und
techniſchen Zwecken vom 21. Juli 1917
Reich S. 193)

Berlin den 21. Juni 1917.
Der Stellvertreter des Reichskanzlers.

Dr. Helfferich.

Der Kriegsausſchuß für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette
überweiſt die danach zur Herſtellung von Wacſchmitteln erforderlichen

Die Ver-
teilung der zur Lederherſtellung beſtimmten Mengen auf die einzelnen

für vflanzliche und tieriſche
Kriegsleder Aktiengeſellſchaft

Die Beſtimmungen treten mit dem 1. Juli 1917 in Kraft. Sie
treten an die Stelle der Bekanntmachung betr. Ausführungsbeſtimmungen

tieriſchen Oelen und Fetten zu
(Zentralbl, für das Deutſche

200.
Sonntag den S. Juli, nachmittags 3 Uhr

G Konzert des Görldch Orchesters a
Abends 7 Uhr

Grosses Abend- Konzert S
unter Mitwirkung des Großherzogl. Heſſ. Kammer-Virtuoſen
(Cornet- a piston-Virtuof.) Louis Kümmel a. Darmſtadt.
Eintritt für Erwachſene 50 Pf. von abends 7 Uhr an
35 Pf. Kinder 20 Pf. Militär ohne Dienſtgrad vormittags
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Telephonkätzchen
reiz. Lustspiel in s lustigen Akten
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Bei Hindenburg
e In beiden Theatern:und Ludendorff gee gersten Kriogeberichts

im Großen Haupiquartierhochaktuelle Antnahmen van allen Fronten
Pſonntue nachmittne: Ineendoorgteiſung

Valdemar Psylander,

Füßlinge
in ſchwarz und braun bei

iH. Elken, m W.
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Zahlungsbedingunget tne e z Frühkonzertnachmittags 3 Uhr

Kurlonzert
vom Stadttheater Orcheſter,

Leitung
Kapellmeiſter K. Noehren

kichmaunn Co.
Gr. VUriehstr. 51,

kiegang Schultraße.
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